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Das Migrationspapier ist da
Der entwurf für ein neues sP-Migrationspapier liegt vor. Vizepräsidentin Marina Carobbio Guscetti 
spricht im interview über die inhalte des Papiers, über mögliche konflikte und ihren eigenen Zugang 
zum thema Migration. Seiten 2, 3 und 5
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«Die Diskussion ist geprägt von 
 ausländerfeindlichen Positionen. 
Wir brauchen die sicht der sP.»

«Wichtig ist, dass es eine breite Debatte gibt»

Nun liegt der erste Entwurf des Migrationspa-
piers vor. Warum braucht die SP ein solches 
Papier?
Das Thema Migration wird heute in der Be-
völkerung breit diskutiert. Die Diskussion ist 
aber geprägt von den ausländerfeindlichen 
Positionen der SVP und der Bürgerlichen. Wir 
brauchen die Sicht der SP. Darum ist es wichtig, 
dass die SP jetzt eine interne Debatte führt und 
dann konkrete sozialdemokratische Vorschlä-
ge präsentiert. 

Weshalb brauchen wir die Diskussion gerade 
jetzt?
Wir müssen uns positionieren. Und zwar in 
zwei grossen Themenfeldern. Das eine ist die 
Personenfreizügigkeit: Es gibt zwei Volksinitia-
tiven, Ecopop und diejenige der SVP, vor allem 
aber steht die Erweiterung der Personenfrei-
zügigkeit auf Kroatien an, wo wir klar sagen, 
dass unsere Unterstützung von einer reellen 
und substanziellen Stärkung der flankierenden 
Massnahmen abhängt. Das andere ist die Asyl-
debatte: Bundesrätin Simonetta Sommaruga 
wird dieses Jahr eine Revision des Asylgesetzes 
vorlegen und es ist wichtig, dass wir uns mit 
diesem Thema befassen.

Das Papier ist mit über 60 Seiten ziemlich um-
fassend geworden. Welches sind seine zentra-
len Aussagen? 
Es gibt vier grosse Themen. Erstens die Steuer-
politik: Die Schweiz hat in den letzten Jahren 
mit tiefen Steuern viele internationale Firmen 
angezogen. Weil wir hier aber nicht genügend 
ausgebildete Fachkräfte haben, müssen die 

des Zwei-Kreise-Modells führen. Grosse Dis-
kussionen wird es bei der Integrations- und 
der Asyl politik geben: Bei der Frage etwa, ob 
man bei der Integration Bedingungen wie etwa 
das Erlernen einer Landessprache stellen soll. 
Oder bezüglich der Regularisierung von Sans-
Papiers: Über die Regelung für Härtefälle, wie 
sie im Papier steht, sind wir uns wahrschein-
lich einig. Es wird aber sicher eine Diskussion 
darüber geben, ob sich die SP nicht für eine 
Gesamtlösung einsetzen soll. 

Die sP hat die Debatte um ihr neues Migrationspapier lanciert. Vize-Präsidentin 
Marina Carobbio Guscetti erklärt im Gespräch, welches die zentralen aussagen  
des Papiers sind, wo sich konflikte abzeichnen und welchen Zugang sie als 
 tessinerin zum thema Migration hat.

Firmen ihre Arbeitnehmenden im Ausland 
holen. Die dadurch entstehende Migration 
führt vermehrt zu Engpässen und Verteilungs-
konflikten. Die Firmen profitieren so von der 
Standortpolitik der Schweiz, während die Be-
völkerung die negativen Folgen tragen muss. 
Das Zweite ist die Personenfreizügigkeit: Heute 
profitiert vor allem die Wirtschaft davon, nicht 
aber die Bevölkerung. Wir fordern flankierende 
Massnahmen, die weiter gehen als heute. Der 
dritte Punkt sind die Asylverfahren. Sie müs-
sen verkürzt werden, gleichzeitig müssen wir 
den Asylsuchenden Rechtsschutz garantieren. 
Viertens schliesslich das Thema Sans-Papiers: 
Wir schlagen vor, dass für Leute, die schon sehr 
lange in der Schweiz sind, grosszügige Härte-
fallregelungen gemacht werden.

Ist das Papier eine Zusammenfassung der 
SP-Politik der letzten Jahre, oder gibt es auch 
Dinge, die neu sind?
Neu sind hauptsächlich zwei Dinge. Das Ers-
te sind die sogenannten flankierenden Mass-
nahmen plus: Wir verlangen den Ausbau der 
flankierenden Massnahmen. Dies ist unsere 
Bedingung für die Erweiterung der Personen-
freizügigkeit auf Kroatien. Das Zweite ist die 
Überwindung des Zwei-Kreise-Modells: Wir 
fordern, dass auch Personen von ausserhalb 
Europas in der Schweiz arbeiten können, so-
fern eine Nachfrage besteht. 

Migration hat auch positive Seiten – geht das 
Papier auch auf diese ein?
Ja, sicher. Wir zeigen im Papier ganz klar auf, 
auch in Zahlen, dass die 
Schweiz auf Migra tion an-
gewiesen ist. Und zwar 
nicht nur auf dem Arbeits-
markt, sondern auch auf die 
Gesellschaft bezogen. Aber 
wir zeigen eben auch auf, 
wo die Probleme sind, weil wir die  Probleme 
angehen wollen.

Das Papier wird innerhalb der SP ziemlich um-
stritten sein. Welche Konflikte zeichnen sich ab? 
Bei den flankierenden Massnahmen plus 
glaube ich, dass wir uns einig sind. Ausser 
vielleicht darin, wie entschieden wir sie zur 
Bedingung für die Erweiterung der Personen-
freizügigkeit auf Kroatien machen wollen. Zu 
einigen Diskussionen wird die Überwindung 

3. April Versand Migrationspapier 
 an die Sektionen
3. April Medienkonferenz zum 
 Migrationspapier
15. Juni Antragsfrist erste Runde
Anfang Juli Versand Migrationspapier 

zweite Version
10. August Antragsfrist zweite Runde
3. September Tischvorlage Online
8./9. September Parteitag

ZeitPlan

«Wir haben schon vor vier, fünf Jahren die Alarmglocken geläutet, wurden aber nicht gehört» –  die Tessiner SP-Vizepräsidentin Marina Carobbio Guscetti über die 
Arbeitsmarkt-Probleme der Grenzregionen.
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«Wichtig ist, dass es eine breite Debatte gibt»

Hast du als Tessinerin eigentlich einen besonde-
ren Zugang zu diesem Thema?
Ich glaube schon. Die Grenzregionen haben 
andere Probleme als die Zentren. Wir sind 
zwar stärker betroffen von den Problemen im 
Asylwesen, das Hauptproblem ist jedoch der 
Arbeitsmarkt. In den Grenzregionen allgemein 
haben die Probleme, die heute für die gesamte 
Schweiz gelten, schon vor vier, fünf Jahren an-
gefangen. Wir haben schon damals die Alarm-
glocken geläutet, wurden aber nicht gehört. 
Erst jetzt, wo auch andere Regionen und vor 
allem die Zentren davon betroffen sind, sucht 
die Politik nach Lösungen. Diese Verzögerung 
hat meines Erachtens auch zum Aufschwung 
der populistischen Parteien im Tessin und in 
Genf geführt. 

Die Basis ist jetzt aufgefordert, sich mit dem 
Entwurf zu befassen. Was rätst du den Sektio-
nen, die sich das Papier vornehmen wollen?
Das hängt etwas von der Sektion ab. Im Tessin 
werden wir sicher die Arbeitsmarkt-Problema-
tik in den Vordergrund rücken. Dafür werden 
wir in der nächsten Zeit eine Arbeitsgruppe 
einsetzen und auch eine Delegiertenversamm-
lung zum Thema abhalten. In anderen Regio-
nen ist vielleicht die Wohnungsmarkt- oder die 
Asyldiskussion dringlicher. Das Papier ist um-
fassend, aber man kann sich selbstverständ-
lich auch nur zu einzelnen Punkten äussern. 
Wichtig ist, dass wir innerhalb der Partei eine 
breite Debatte führen. 

Interview: Andrea Bauer

sP sagt 3 × nein am 17. juni 
Die Delegierten der SP Schweiz haben an ihrer 
Versammlung in La Chaux-de-Fonds am vergan-
genen Samstag die Parolen für die eidgenös-
sischen Abstimmungsvorlagen vom 17. Juni 
beschlossen: Die Parteibasis lehnt sowohl die 
Managed-Care-Vorlage wie auch die Volksinitia-
tiven «Eigene vier Wände dank Bausparen» und 
«Staatsverträge vors Volk!» klar ab.

sP stärkt die flankierenden 
Massnahmen
In der Wirtschaftskommission des Nationalrats 
hat die SP wichtige Erfolge erzielt, welche im In-
teresse aller Arbeitnehmenden und nicht bloss 
einiger Grossunternehmer sind. Insbesondere 
soll das Lohndumping noch rigoroser bekämpft 
werden und die Arbeitsbedingungen sowie die 
Gleichstellung von Mann und Frau verbessert 
werden. Damit werden auch die Spiesse für aus-
ländische und einheimische Unternehmen end-
lich gleich lang. Die flankierenden Massnahmen 
zur Personenfreizügigkeit müssen aber noch 
weiter verstärkt und ergänzt werden. Namentlich 
im Bereich der Mindestlöhne sieht die SP noch 
Handlungsbedarf. Das Geschäft wird in der 
Sommersession vom Nationalrat diskutiert.

sP fordert eingliederung von 
Personen ohne berufsbildung
Personen ohne Berufsbildung sind einem erhöh-
ten Risiko bezüglich Arbeitslosigkeit und Armut 
ausgesetzt. Gemäss zwei neuen Studien im Auf-
trag der SP-Fraktion verfügen in der Schweiz 
658 000 Personen zwischen 25 und 64 Jahren 
über keinen Berufsabschluss. Das Berufsbil-
dungssystem bietet verschiedene Möglichkeiten 
an, wie Berufsabschlüsse im Erwachsenenalter 
nachgeholt werden können. Die vielfältigen An-
gebote der Berufsbildung und der ALV werden 
bis heute aber noch viel zu wenig genutzt. Die 
SP setzt sich für das Recht auf Bildung und 
 Weiterbildung für alle ein: Der Bund soll eine 
zeitlich befristete Kampagne zur Förderung von 
Personen ohne Berufsbildung lancieren, welche 
von Kantonen und Sozialpartnern umzusetzen 
ist.

kampagne «nein zur Managed-
Care-Vorlage» läuft an
Das Komitee gegen die Managed-Care-Vorlage 
hat die Kampagne für die Abstimmung vom 
17.  Juni gestartet. Mit dem Slogan «Freie Arzt-
wahl verlieren? Nein zur Managed-Care-Vorlage» 
kämpfen Parteien und Organisationen verschie-
dener  Couleur gegen die Vorlage. Für die SP ist 
ein Nein unabdingbar: Mit der Vorlage würde die 
Steuerung im Gesundheitswesen den Kranken-
kassen überlassen, die PatientInnen müssten 
immer mehr Kosten selber tragen und die Wahl-
freiheit würde zum Privileg der Begüterten. So 
würde die Sparpolitik im Gesundheitsbereich 
verstärkt und das Gesundheitssystem weiter 
kommerzialisiert.
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«Wir haben schon vor vier, fünf Jahren die Alarmglocken geläutet, wurden aber nicht gehört» –  die Tessiner SP-Vizepräsidentin Marina Carobbio Guscetti über die 
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syndicom ist die führende Gewerkschaft in den Branchen Post, Logistik, Telekommunikation, 
Informationstechnologie sowie Medien und zählt landesweit rund 44 000 Mitglieder. 
Wir setzen uns ein für die Rechte der Arbeitnehmenden und für eine soziale und weltoffene Schweiz.

Wir suchen per sofort oder nach Vereinbarung eine/n

juGenDsekretär/in (80 %)
Als Zentralsekretär/in für die Jugend nehmen Sie die Vertretung der Jugend innerhalb der Gewerkschaft, in Politik und gegenüber Arbeitgebern wahr. Sie sind verantwortlich 
für die Planung und Durchführung von nationalen Jugendkampagnen und koordinieren die gewerkschaftliche Jugendarbeit in den Regionen, wobei Sie jugendspezifische 
Werbestrategien und Dienstleistungen zusammen mit den Regionalsekretär/innen erarbeiten und umsetzen. 

Ihnen obliegt im Rahmen der Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit die Kooperation und Kontaktpflege mit Ämtern, Behörden, anderen Verbänden und Bildungsträgern sicher-
zustellen. Sie vertreten syndicom zudem beim Schweizerischen Gewerkschaftsbund und in andern Gremien.

Wir erwarten von Ihnen 
K eine abgeschlossene Berufsausbildung oder Universitäts- oder Fachhochschulabschluss,
K erste mehrjährige Berufserfahrung,
K Erfahrung in jugendpolitischen Fragen,
K Erfahrung und gute Vernetzung in Gewerkschaften oder anderen Non-Profit-Organisationen,
K Projekt- und Kampagnenerfahrung,
K Interesse an gewerkschaftlichen/(sozial)politischen Fragen,
K ausgezeichnete Planungs- und Organisationsfähigkeiten,
K Verhandlungssicherheit in Deutsch und/oder Französisch, mit sehr guten Kenntnissen der jeweils anderen Sprache, weitere Sprachen von Vorteil,
K gute Informatikkenntnisse,
K Alter idealerweise bis 28jg.

Die Anliegen unserer Mitglieder zu vertreten steht für Sie im Zentrum, und Sie sind gewohnt, flexibel und situationsbezogen zu handeln. Durchsetzungsvermögen, Verhand-
lungsgeschick und Teamfähigkeit setzen wir für diesen anspruchsvollen und interessanten Job voraus.

syndicom bietet nicht nur vielseitige Tätigkeiten in einem politischen Arbeitsumfeld, sondern auch aussergewöhnlich gute Arbeitsbedingungen.

Interessiert? Dann senden Sie Ihre vollständige Bewerbung bis 16. April 2012 an syndicom, Personalabteilung, Monbijoustrasse 33, 3011 Bern. Nähere Auskünfte erteilt 
Ihnen gerne Bernadette Häfliger Berger, Leiterin Gleichstellung und Recht/Mitglied der Geschäftsleitung unter Tel. 058 817 18 34.

Die SP-Frauen Schweiz bilden eine eigenständige Organisation innerhalb der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz. Sie politisieren pointiert femi-
nistisch und setzen sich anwaltschaftlich für Frauenanliegen in der Politik ein.
Auf die ordentliche Konferenz vom 18. August 2012 hin suchen wir 

2 neue Co-PräsiDentinnen 
Eine aus der deutschen und eine aus der lateinischen Schweiz. Mindestens eine der beiden muss im nationalen Parlament vertreten sein.

Wir bieten dir:
K eine national gut vernetzte Plattform für linke Frauenanliegen
K die Möglichkeit feministische Politik in der Schweiz zu gestalten
K Positionierungsmöglichkeiten in der Schweizer Polit- und Medienlandschaft
K ein gut funktionierendes Zentralsekretariat
K die Möglichkeit in der GL der SP Schweiz Einsitz zu nehmen
K ein internationales Kontaktnetz

Wir suchen dich:
K mit feministischem Leistungsausweis
K als Angehörige des nationalen Parlamentes oder als politisch bekannte Persönlichkeit
K mit dem Willen und der Lust dich für linke Frauenanliegen in der Schweiz zu engagieren und zu positionieren
K als führungsstarke und basisdemokratisch erprobte Persönlichkeit
K aus der deutschen oder der lateinischen Schweiz

Das Amt wird mit 7500 Franken pro Jahr und Co-Präsidentin entschädigt. Der Arbeitsaufwand entspricht etwa einer 10-Prozent-Anstellung.
Fragen gehen an die jetzige Co-Präsidentin Julia Gerber Rüegg, info@juliagerber.ch oder 079 635 64 60.
Fragen, Bewerbungen, resp. Empfehlungen der kantonalen SP Frauen oder ihrer Nachfolgeorganisationen gehen bis am 1. Mai 2012 
an Barbara Berger, Zentralsekretärin der SP Frauen Schweiz, barbara.berger@spschweiz.ch, 031 329 69 90, 079 333 72 88.
Die Kandidatinnen werden sich an der Frauenkoordination vom 5. Mai 2012 vorstellen. 
Anschliessend geht eine Wahlempfehlung der Frauenkoordination an die Frauenkonferenz vom 18. August 2012.
Die Wahl findet an der Frauenkonferenz vom 18. August 2012 statt.

www.sp-frauen.ch



5links 126/april 2012 migrAtionSPAPier Dossier

Im ersten Hauptteil werden Risiken und Prob-
leme der aktuellen Einwanderung, aber auch 
der Reformstau im Asylbereich analysiert. Im 
zweiten Hauptteil werden Chancen und Nut-
zen der Einwanderung aufgezeigt. Diese kön-
nen jedoch nur  mit dem rich tigen politischen 
Werkzeugkasten fruchtbar gemacht werden: 
Dazu werden im dritten Teil die verschiede-
nen Handlungs optionen miteinander vergli-

chen und dann im vierten Teil das erfolgver-
sprechende Modell «FLAM plus» erläutert. 
Im fünften Teil wird die Vision einer solidari-
schen Migrationspolitik im globalen Kontext 
erläutert, die eine schrittweise, europäisch 
koordinierte Überwindung des Zwei-Kreise-
Modells beinhaltet.

➜ www.spschweiz.ch/migration

GlieDerunG unD aufbau 

ist riskant. Gerade auch weil Fachkräfte euro-
paweit gesucht sind. Die Schweiz braucht des-
halb dringend eine Fachkräfte-Bildungsoffen-
sive, um ihre Abhängigkeit von Rekrutierungen 
im Ausland zu mindern.

integration ist auch Pflicht der Wirtschaft 
Die Wirtschaft holt Arbeitskräfte, aber es kom-
men Menschen. Die Unternehmen müssen 
sich deshalb angemessen an den politischen, 

finanziellen und kulturellen Kosten der 
zusätzlich notwendigen 
Infrastrukturen und der 
Integration beteiligen. Aus 
den Fehlern der Vergan-
genheit muss gelernt wer-
den: Die gescheiterte Sai-
sonnierpolitik hat gezeigt, 
dass ein eingeschränkter 
Familiennachzug nur Nach-
teile bringt. 

Für viele politische Ver-
säumnisse der letzten Jahre 
funktioniert die verstärkte 
Einwanderung wie ein Ver-
grösserungsglas: Sie zeigt auf, 
wo längst überfällige Reformen 

angepackt werden müssen – etwa in der Wohn-
bau-, Arbeitsmarkt- oder Bildungspolitik. Wie 
bei jedem anderen Öffnungsschritt kann die-
ses Potenzial nur im Verbund mit wirksamen 
und konsequenten inneren Reformen gewinn-
bringend genutzt werden.

besser flankieren statt neue kontingente 
Es bringt nichts, die Einwanderung über admi-
nistrative Hürden, Kontingente oder Einwan-
derungsbeschränkungen steuern zu wollen. 

Das Migrationspapier in kürze
Die schweiz ist und bleibt ein einwanderungsland. Ziel der Politik ist es, unsere 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen spielregeln so zu gestalten, dass diese  
tatsache zu einem Gewinn für alle statt bloss für ein paar wenige wird. Diese 
aufgabe ist umso dringlicher, als die verstärkte einwanderung zunehmend mit der 
Wachstumsfrage verknüpft wird. 

Wie ein Vergleich der politischen Handlungs-
optionen im Positionspapier belegt, lassen sich 
nur mit zusätzlichen, wirkungsvollen flankie-
renden Massnahmen (FLAM plus) Lohndruck 
und allgemein sinkende Lebensqualität ver-
hindern. So kann die Personenfreizügigkeit im 
Interesse aller gestaltet werden: Freiheitsrech-
te und soziale Gerechtigkeit bleiben gewahrt 
und auch die Nachfrage nach Arbeitskräften 
kann befriedigt werden.

Wirkliche integration durch politische 
teilhabe
Über kurz oder lang ist keine nachhaltige In-
tegration ohne demokratische Mitwirkungs-
rechte und politische Teilhabe möglich. Ein 
wichtiges Instrument hierzu bildet die rasche 
Einbürgerung unter Beibehalt der bisherigen 
Staatsbürgerschaft. Genauso unverzichtbar ist 
eine aktive Förderung der Nichtdiskriminie-
rung und der Chancengleichheit.

Die Einwanderung auf Europa zu beschrän-
ken und die Menschen aus der restlichen Welt 
praktisch vollständig auszugrenzen, ist keine 
nachhaltige Lösung. Längerfristig wird das 
Zweikreisemodell in Koordination mit der EU 
gelockert werden müssen, damit nicht nur 
hochqualifizierte Spezialisten, sondern auch 
weniger qualifizierte Personen von ausserhalb 
Europas die Möglichkeit erhalten, legal in der 
Schweiz zu arbeiten, wenn dafür eine reale 
Nachfrage besteht.

asylverfahren müssen kürzer werden
Die Asylverfahren für Verfolgte dauern mo-
mentan viel zu lange und müssen im Interesse  
 gerade auch der Asylsuchenden verkürzt 
 werden. Der Rechtsanspruch auf einen siche ren 
Aufenthalt für Verfolgte muss gewahrt  werden. 
Für Personen, die nach einem fairen Asylver-
fahren nicht als schutzbedürftig anerkannt 
worden sind, braucht es einen konsequen-
ten Vollzug, damit sie die Schweiz möglichst 
schnell wieder verlassen. Für Personen jedoch, 
die sich seit Jahren in der Schweiz aufhalten, 
muss eine Härtefallregelung gefunden werden, 
die deutlich grosszügiger ist als die heutige.

Handlungsbedarf besteht angesichts der 
unhaltbaren Situation der Sans-Papiers: Per-
sonen, die seit mehreren Jahren ohne Auf-
enthaltsgenehmigung in der Schweiz sind, 
sollen über eine grosszügige Einzelfalllösung 
legalisiert werden können. Elementar ist, dass 
Sans-Papiers – und insbesondere auch ihre 
Kinder – zum Gesundheits- und Bildungssys-
tem  Zugang haben. Kinder, die für ihren Status 
noch weniger verantwortlich sind als deren 
Eltern, dürfen nicht um ihre Zukunft betrogen 
werden.

 

Entwurf 

Für eine umfassende und kohärente Migrationspolitik 
Chancen der Migration nutzen – Risiken wirksam bekämpfen 

Fassung der Geschäftsleitung vom 23. März 2012  

an die Sektionen und die weiteren antragberechtigten Organe 

falsche steuerliche anreize überfordern 
das system 
Eine zentrale Ursache für das rein quantitative 
Wachstum liegt in der verfehlten bürgerlichen 
Standort- und Steuerpolitik. Die Schweiz lockt 
mit den tiefsten Steuern aller strukturstarken 
Länder internationale Firmen an, obwohl sie 
gar nicht über genügend qualifiziertes Per-
sonal verfügt. Die Folge ist der Transfer von 
zusätzlichen Arbeitsplätzen und Angestellten 
in die bereits überhitzten wirt-
schaftlichen Brennpunkte. 

Den Nutzen davon haben fast 
ausschliesslich die Konzerne, 
während die Öffentlichkeit die 
negativen Folgen (explodie-
rende Immobilienpreise und 
Mieten etc.) zu tragen hat. 
An den bekannten Hotspots 
des Wachstums hat sich die 
Konkurrenz um Wohnraum 
und Ressourcen derart ver-
schärft, dass für eine breite 
Öffentlichkeit die Grenze des 
Wünschbaren mittlerweile 
überschritten ist.

ausbildung statt abhängigkeit vom ausland 
Die Schweiz hat traditionell immer von der 
Einwanderung profitiert und wird insbeson-
dere aus demografischen Gründen weiterhin 
auf Einwanderung angewiesen sein. Die aus-
ländischen Fachkräfte helfen mit, den Wohl-
stand zu sichern und Arbeitsplätze zu erhal-
ten. Doch die Abhängigkeit, die entsteht, weil 
die Schweiz die Aus- und Weiterbildung im 
Inland vernachlässigt und einfach auf den 
Import von ausländischem Know-how setzt, 
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10 Projekte für die sP
1 interne bilDunG 

stärken

Die SP erarbeitet ein Bildungskonzept, das 
jährlich erneuert wird. Zielgruppen sind 
FunktionsträgerInnen, interessierte Mitglie-
der und SympathisantInnen. Dabei koordi-
niert sie die Bildungsarbeit mit der Juso. Das 
Förderprogramm «Junge Perspektive» wird 
erweitert. Eine Begleitgruppe Bildung unter-
stützt die Bildungsverantwortlichen.

6 stärkere ZusaMMenar-
beit Mit MiGrantinnen

Es soll eine eigenständige, statutarisch fest-
gehaltene Repräsentanz für MigrantInnen 
geschaffen werden (Organisation innerhalb 
der SP-Strukturen). Die untervertretenen 
MigrantInnen sollen besser in der SP inte-
griert werden. Mehrfachmitgliedschaften 
sollen gefördert und die Zusammenarbeit mit 
Kulturvereinen gestärkt werden. 

2 theMenManaGeMent-
stelle

Der/die InhaberIn dieser Stelle durchforstet 
Studien und Ergebnisse von Think Tanks und 
Instituten, internationale Zeitungen und rele-
vante Zeitschriften, formuliert Fragestellun-
gen für Arbeiten und vernetzt Fachleute aus 
Wissenschaft, NGOs und Schwesterparteien. 
Die Erkenntnisse werden an die Entscheidgre-
mien der SP weitergeleitet. 

7 VerbesserunG Mobili-
sierunG unD Datenbank

Die Zahl der Mail-Adressen, die regelmässig 
angegangen werden, muss erhöht werden. 
Zur Stärkung der Kampagnenfähigkeit muss 
die Datenbank ausgebaut und professionali-
siert werden. Für Betreuung und Ausbau der 
Online-Plattform sp-mitmachen.ch und der 
Social Media müssen genügend Ressourcen 
zur Verfügung gestellt werden. 

3 stärkunG Der 
 kantonalParteien 

Die Betreuung der Kantonalparteien wird 
verstärkt und sie werden von administrati-
ven Aufgaben entlastet. Die Bildungsarbeit 
(s. oben) und ein Handbuch für die Arbeit 
auf kantonalen Sekretariaten erlauben es 
neuen Mitarbeitenden, das nötige Wissen zu 
erlangen. 

8 ÖffnunG unD PfleGe 
Der MitGlieDsChaften

Ansprache und Betreuung der Mitglieder 
müssen weiter verbessert, die Mitglieder-
entwicklung auf allen Ebenen thematisiert 
werden. Mitgliederbeauftragte in den Kanto-
nen werden geschult. Die Anzahl SpenderIn-
nen und regelmässig Unterschreibender muss 
weiter erhöht werden, sie sollen zur Mitarbeit 
als SympathisantInnen ermuntert werden. 

4 stärkunG Der 
sektionen

Die rund 60 Städte mit 10 000 bis 30 000 
Einwohnenden sind neben den Grossstädten 
für die SP zentral. Dort werden wir künftig 
Wahlen und Abstimmungen gewinnen oder 
verlieren. Mit ihnen soll deshalb der Kontakt 
intensiviert werden. Es braucht ein spezielles 
Handbuch, einen regelmässigen Austausch 
und jährlich eine Konferenz.  

9 stärkunG Der 
 faChkoMMissionen

Damit die Fachkommissionen noch stärker 
zur Geburtsstätte inhaltlicher Ideen werden, 
müssen sie gestärkt und klarer strukturiert 
werden. ExpertInnen aus der Partei und ihrem 
Umfeld müssen durch Mitarbeit in den Fach-
kommissionen besser organisiert werden. 
Gleichzeitig braucht es eine stärkere Verbind-
lichkeit der Mitarbeit. 

5 ausbau Des 
funDraisinG

Es braucht neue Ansätze: eine aktive Bewirt-
schaftung der Gruppe2015 (SP-SponsorIn-
nen), eine Legatsstrategie und eine Stärkung 
des e-Fundraising. Die Fundraising-Abteilung 
wird aufgestockt um eine Stelle, die sich 
um die Weiterentwicklung des Fundraising 
 kümmert. 

10 stärkunG Der 
 Generationen

Es braucht innerhalb der Partei eine natio-
nale Struktur für Leute über 60. SP 60+ soll 
von einem Präsidium geleitet werden und 
Antragsrecht an DV und Parteitagen erhalten. 
Gleichzeitig braucht es eine weitere Stärkung 
der Juso. Der Übergang von der Juso zur SP 
muss noch klarer geregelt sein und möglichst 
automatisch verlaufen.

Die anderen haben das 
Geld und wir die Medien?
Für uns kamen die Zahlen der Studie zur bür-
gerlichen Übermacht in der Wahl- und Abstim-
mungswerbung ja nicht wirklich überraschend. 
Es ist unser Schicksal, bei fast allen Abstim-
mungskämpfen gegen die geballte Finanzkraft 
von Economiesuisse & Co anzutreten. Nun ist 
es offiziell belegt: Bei 5 von 6 Abstimmungen 
kann deren Lager mehr als doppelt so viele 
Werbemittel einsetzen wie das andere. Bei zwei 
Dritteln übertrifft das Ungleichverhältnis gar 
den Faktor 4. Zerknirscht nimmt die Linke seit 
jeher zur Kenntnis, dass die Unentschlossenen 
in den letzten Tagen mit zugepflasterten Bahn-
höfen und omnipräsenten Inseraten gewonnen 
werden. Uns bleiben die Strassenaktionen.

Nein, ich glaube nicht an die Gültigkeit des 
Bonmots von Polit-PR-Übervater Rudolf Farner, 
wonach mit einer Million Franken sogar ein Kar-
toffelsack ins Bundeshaus gewählt wird. Aber 
wer behauptet, diese Kampagnen hätten keine 
Wirkung, der muss einmal erklären, wieso sich 
für solche Aktionen Financiers finden lassen.

Mehr als leer schlucken musste ich aber, als 
ich folgende Zeilen des Studienautors in der 
«NZZ am Sonntag» entdeckte: «Zumindest in 
der Tendenz nicht komplett falsch» sei, dass 
die finanzielle Übermacht der Wirtschaft und 
der bürgerlichen Parteien durch die Linkslas-
tigkeit der Medien ausgeglichen würde. Es wird 
die «fruchtbare Dialektik» zwischen den nach 
links tendierenden Medienschaffenden und 
dem Kapital gepriesen. Wäre diese Einschät-
zung drei Wochen später erschienen, hätte ich 
sie als April-Scherz verstanden.

Wie man ernsthaft mit der Mär der linken 
Medien die Schweizer Polit-Realität so schönre-
den kann, ist mehr als erstaunlich. Selbst wenn 
die Spezies des engagiert links politisierenden 
Journalisten in den Newsrooms noch nicht 
ganz ausgestorben ist, seien alle Schönschwät-
zer daran erinnert, dass der Kurs einer Zeitung 
und die Kommentare schon immer von oben 
vorgegeben wurden. Wenn dereinst einmal die 
Mehrheit der VerlegerInnen und Chefredak-
torInnen dem linken Lager angehören – und 
nicht nur in jungen Jahren einmal links gewählt 
haben –, dann können wir über diese befruch-
tende Dialektik zwischen «Geld und Geist im 
Kampf um politische Aufmerksamkeit» noch-
mals diskutieren. Bis dahin ist es nicht mehr als 
ein äusserst billiges Ablenkungsmanöver.

stanDPunkt

stefan hostettler 
Generalsekretär a. i.
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ende 2011 hat die Geschäftsleitung der sP schweiz 10 Projekte lanciert (siehe linke seite). sie sollen die stossrichtung der 
organisatorischen Weiterentwicklung im kommenden jahr aufzeigen und zur stärkung der sP in ihrer kampagnenfähigkeit 
und als organisation beitragen. Viele der Projekte wurden bereits im Wahlkampf 2011 vorangetrieben und sollen weiterge-
führt werden. «links» wird laufend über einzelne Projekte berichten – vier davon werden hier vorgestellt. 

stärkung der Migrantinnen 
Die sP hat bei vielen Menschen mit 
Migrationshintergrund einen guten 
ruf. Viele richten ihre hoffnungen und 
erwartungen an sie. Dennoch sind Mi-
grantinnen in der sP insgesamt unter-
vertreten. Das soll sich ändern.

wählt haben. Immer noch verfügen nicht alle 
Kantonalparteien über Migrations- und Integ-
rationskommissionen, welche die politische, 
soziale und gesellschaftliche Integration und 
Gleich stellung der MigrantInnen voranbrin-
gen können. Und bei weitem nicht alle Kanto-
nalparteien verfügen über Kommissionen für 
inter nationale Solidarität, in welche die ver-
schiedenen Diaspora in der Schweiz ihr Wis-
sen und ihre sozialen Beziehungen zu ihrem 
 Herkunftsland einbringen können. Das aber 
könnte die internationale Solidaritätsarbeit der 
SP auf eine ganz neue, wirkungsvolle Grund-
lage stellen. 

aktionsplan für sP-Migrantinnen
Die Geschäftsleitung der SP Schweiz will das 
ändern und hat deshalb im Rahmen ihrer zehn 
Projekte zur organisatorischen Erneuerung der 
Partei ein Projekt zur Stärkung der Position der 
MigrantInnen in der SP lanciert. Ähnlich wie 
in der Gewerkschaft Unia soll den SP-Migran-
tInnen neben den SP Frauen und den Juso zu 
einer statutarisch abgesicherten Position ver-
holfen werden.

Zur breiten Lancierung dieser Diskussion 
führt die SP Schweiz am 14. April in Bern eine 
grosse Tagung durch, an welcher gemeinsam 
mit innerhalb und ausserhalb der SP aktiven 
MigrantInnen über erste Schritte diskutiert 

wird. Mitwirken werden einerseits VertreterIn-
nen von sozialdemokratischen Schwesterpar-
teien, welche in der Schweiz oft über eigene 
Sektionen verfügen. So zählt allein die Demo-
kratische Partei Italiens in der Schweiz über 
6000 Mitglieder. Die Ausland-ItalienerInnen 
verfügen über das Stimm- und Wahlrecht und 
haben eigene, in der Schweiz wohnhafte Abge-
ordnete ins italienische Parlament nach Rom 
gewählt. Auch die rund 150 000 Auslandfranzo-
sen und Auslandfranzösinnen in der Schweiz 
und in Liechtenstein bilden anlässlich der be-
vorstehenden Wahlen in Frankreich erstmals 
einen eigenen Wahlkreis. Spitzenkandidatin 
der SP Frankreich ist Nicole Castioni aus Genf, 
welche zuvor während acht Jahren für die SP 
im Genfer Kantonsparlament mitwirkte. Da-
raus ergeben sich viele Möglichkeiten der ge-
genseitigen Unterstützung. Doppelmitglied-
schaften bei der SP Schweiz und den Schweizer 
Sektionen sollen gefördert und gemein same 
Veranstaltungen durchgeführt werden.

Zweites grosses Thema des SP-Migrations-
seminars vom 14. April ist die Stärkung der 
MigrantInnen innerhalb der Partei und die 
Förderung der Zusammenarbeit mit deren 
 Organisationen – von den Second@sPlus über 
die Kulturvereine der verschiedenen Diaspo-
ra bis zur FIMM, welche sich um die bessere 
Integration von MigrantInnen in der Schweiz 
bemüht. Ziel ist die Entwicklung eines gemein-
samen Aktionsplans, der Aufbau eines Netzes 
von Vertrauensleuten, die Wahl eines provi-
sorischen Vorstandes der SP-MigrantInnen 
und die Formulierung möglichst konkreter 
Projekte, die bis zur Definition von Quoten 
auf SP-Wahllisten und in SP-Gremien gehen 
 könnten.

Samstag, 14. April 2012, PROGR Zentrum für Kulturproduktion, Waisenhausplatz 30, Bern

10.15 Eröffnung der Tagung/Vorstellung der Projektidee: Christian Levrat, Präsident SP 
Schweiz; Peter Hug, Internationaler Sekretär; Osman Osmani, Projektbeauftragter

10.45 Stärkung der Zusammenarbeit mit Schweizer Sektionen von Schwesterparteien
11.30 Organisation der «SP MigrantInnen»: Zusammenarbeit mit Organisationen der Diaspora
13.30 Migrationspolitisches Positionspapier der SP Schweiz:  Präsentation und Podium
15.30 Ende 
Das genaue Programm findet sich unter: www.spschweiz.ch/migrantinnentagung
Anmeldungen bis am 10. April an migration@spschweiz.ch

taGunG sP MiGrantinnen 

Ein Drittel der Menschen in der Schweiz hat ei-
nen Migrationshintergrund. Es leben rund 1,8 
Millionen AusländerInnen in der Schweiz. Hin-
zu kommen rund 900 000 Personen, welche die 
Schweiz seit 1970 eingebürgert hat. Jedes Jahr 
werden über 40 000 Personen neu eingebürgert 
– von eidgenössischer Wahl zu eidgenössischer 
Wahl sind es über 172 000 Eingebürgerte, die 
neu wählen können. 

Meinungsumfragen zeigen, dass die SP in 
einzelnen Diaspora Sympathiewerte von 40 
Prozent und mehr erreicht. Dennoch sind die 
MigrantInnen in der SP auf allen Ebenen – in 
den lokalen Sektionen, in den Kantonalpar-
teien und auf Bundesebene – insgesamt klar 
 untervertreten. 

Zwar gibt es Kantonalparteien und ein-
zelne Sektionen, die sich vom allgemeinen 
Muster positiv abheben. Noch gibt es aber 
viele  Sek tionen, die keine AusländerInnen als 
Mit glieder und AktivistInnen willkommen 
geheissen und in ihre leitenden Organe ge-
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Das Projekt sP60+ 

stärkung der sektionen
in den Medien stehen meist die natio-
nale und die kantonale Politik der sP im 
rampenlicht. Die basis wird aber nicht 
durch die sP schweiz oder die kantonal-
parteien organisiert und zusammenge-
halten, sondern durch die sektionen. 

nen zu stärken – mit unterschiedlichem Erfolg. 
Es bleibt auch in Zukunft eine zentrale Aufgabe 
der Kantonalparteien, die Sektionsstruktur zu 
stärken – die SP Schweiz hat hier eine unter-
stützende Funktion. Als eines der 10 organisa-
torischen Reformprojekte will die SP Schweiz 
der Bedeutung der Sektionen Rechnung tra-
gen und sich noch intensiver auf die Stärkung 
derselben in administrativer und organisatori-
scher Hinsicht konzentrieren. 

In enger Zusammenarbeit mit den Sekti-
onen und den Kantonalparteien wollen wir 
Werkzeuge und Hilfestellungen entwickeln, 
die die organisatorische und politische Arbeit 
erleichtern sollen. Zu Beginn fokussieren wir 
hierbei auf zwei Ziele: Erstens wollen wir eine 
Entlastung der Vorstände vom administrativen 
Aufwand erreichen. Wir haben dabei vor allem 
das oft zu beobachtende Ungleichgewicht zwi-
schen reinen Verwaltungsaufgaben und poli-
tisch-inhaltlichen und politisch-mobilisieren-
den Aufgaben im Blick. Damit eng verbunden 
sehen wir zweitens die Notwendigkeit, die Ak-

tivierung und Mobilisierung unserer Basis ver-
stärkt anzugehen. Mittels einer Intensivierung 
der Mitgliederbetreuung und -pflege wollen 
wir schrittweise die Aufgaben der Sektionen 
auf mehr Schultern verteilen, womit wir auf 
eine Entlastung der Vorstände abzielen. 

Bei über 800 Sektionen und über 30 000 
Mitgliedern erscheint das Projekt ambitiös. 
Hinsichtlich einer nachhaltigen Entwicklung 
unserer Partei müssen wir in diesem Bereich 
aber Fortschritte erzielen. Darum rufen wir 
auch alle BasisaktivistInnen dazu auf, sich in 
den Sektionen selbst, bei den entsprechenden 
Stellen der Kantonalparteien und mit uns in 
einem fortwährenden Erfahrungsaustausch zu 
engagieren.

statt über die Überalterung und die ab-
wanderung von stimmen zu jammern, 
bindet die sP die altersgruppe der über 
60-jährigen stärker ein und gründet 
eine eigene organisation für sie: die 
sP60+.

Zum Beispiel:
K mitreden, wenn ein neues Parteiprogramm 
entsteht, und nicht auf Fragen von materieller 
Sicherheit eingeschränkt werden,
K sich gegen die widerrechtliche Aushöhlung 
des KVG stellen, die meist zu Ungunsten der 
älteren Menschen geht,

K direkt reagieren, wenn für ältere Jahrgänge 
höhere Krankenkassenprämien gefordert wer-
den.

Dabei beschränkt sich SP60+ nicht nur auf 
die Wahrnehmung ihrer altersspezifischen In-
teressen, sondern ist solidarisch mit jüngeren 
Generationen. 

Am Parteitag vom 8./9. September 2012 
wird über den Antrag, SP60+ in die Statuten 
zu integrieren, sowie über das dazu gehö-
rende Reglement abgestimmt. Vorgesehen 
ist, dass mit Willenserklärung über 60-jähri-

ge Genossinnen und Genossen Mitglied wer-
den können.

 Eine Kerngruppe von acht Genossinnen 
und Genossen aus den Kantonen Baselland, 
Basel-Stadt, Bern, Luzern, Schaffhausen, St. 
Gallen und Zürich hat während über zweier 
Jahre SP60+ vorbereitet. Jetzt kann gegründet 
werden. Die Kerngruppe ist überzeugt: Die 
Partei braucht SP60+. 

Es sind landauf, landab Genossinnen und 
Genossen an der Basis und in der Regel ohne 
Mandat oder mediale Aufmerksamkeit, die 
die Werte und Ideale unserer Partei am Leben 
 erhalten. Es sind die Sektionen, die die politi-
sche Arbeit vor Ort organisieren. Aus diesem 
Grund wollen und müssen wir den vielen, 
vielen Säulen unserer Partei die nötige Auf-
merksamkeit entgegenbringen und unseren 
Mitgliedern mit dem gleichen Engagement be-
gegnen, das wir umgekehrt auch von ihnen in 
zahlreichen Wahl- und Abstimmungskämpfen 
abfordern.

Mit den Kantonalparteien zusammen wur-
de in den letzten Jahren versucht, die Sektio-

Die Schweiz wird älter – und damit nimmt die 
Zahl älterer Genossinnen und Genossen eben-
falls zu. Auch leben sie zunehmend gesünder, 
sind altersbewusst und bleiben länger aktiv 
und engagiert. Das ist ein immer grösser wer-
dendes Potenzial, das die SP nutzen kann. In 
vielen Kantonalparteien beträgt der Anteil an 
über 60-jährigen Mitgliedern über 20 Pro-
zent. Aber viele ältere Parteimitglieder zie-
hen sich, aus verschiedenen Gründen, aus 
dem politischen Leben zurück; sie werden 
stimmabstinent oder sie wählen sogar eine 
Partei, die ihre aktuellen Anliegen, wie 
sie meinen, besser zu berücksichtigen 
scheint.

Deshalb will SP60+ für ältere Genos-
sinnen und Genossen die Möglichkeit 
schaffen, sich politisch stärker zu beteili-
gen. SP60+ will eine Stimme haben, wenn 
es ihre Altersgruppe betrifft. 
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BildungSPolitik:

Gestalten trotz sach- und sparzwängen!

Etwa im Vierjahresrhythmus waren im Basel-
biet dieser Entscheidung seit den Neunziger-
jahren Abstimmungsgänge vorangegangen, in 
denen das Bildungsgesetz revidiert wurden, 
führt Marc Joset aus. In Basel-Stadt hatte man 
gar die Umstellung auf die Orientierungsstufe 
vollzogen, eine Reform, die in der Umsetzung 
viele Diskussionen zur Folge hatte.

Diese politischen Entscheide, Debatten und 
Reformprozesse absorbierten in diesen Jahren 
viele Ressourcen und versetzten die Lehrper-
sonen in permanente Unruhe. Besonders im 
Baselbiet wurde die Stimmung unter den Lehr-
personen bis vor etwa einem Jahr jeweils durch 
einen angriffigen und polemischen Lehrerver-

einsvorstand angeheizt. Bei der Einführung 
von HarmoS wirkte sich das aus, obwohl es 
eigentlich vor allem um formale Anpassungen 
und weniger um inhaltlich relevante Reformen 
ging.

Ein Dilemma wird hier sichtbar, das ernst 
genommen werden muss. Auf der einen Seite 
haben viele – gerade im Bildungsbereich – ge-
nug «Reformitis» erlebt und wollen sich auf die 
Kernarbeit konzentrieren. Andererseits gehen 
vor allem auch die sozialdemokratischen Er-
wartungen und Visionen nach wie vor über die 
formale Angleichung hinaus. Hier wird auch 
eine gewisse Enttäuschung sichtbar. Geplant 
war, wie Sibylle Benz ausführt, eine Harmoni- ➞ Seite 10
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sierung, bei der es um eine Stärkung der Bil-
dung gehen sollte. Kantonsübergreifend, im 
Idealfall schweizweit, wollte man sich verstän-
digen über Bildungsinhalte, neue zeitgemässe 
Anforderungen, Stärkung der Basisbildungs-
inhalte, Spracherwerb im frühen Kindesalter, 
Neugestaltung des Schuleingangsbereichs, die 
integrative Bildung, die bestmögliche Förde-
rung des einzelnen Lernenden, Durchlässig-
keit und mehr sollten im Mittelpunkt der Re-
formen stehen. Wirklich gelungen ist aber vor 
allem die Harmonisierung auf der Ebene der 
Strukturen.

reformen unter spardruck – Geld nur für 
hüllen und strukturen?
Die Ausgangslage in den beiden Basler Kan-
tonen war sehr unterschiedlich. Im Baselbiet 
entstand wegen der Sparübungen bei den 
Lehrpersonen die Befürchtung, dass nun die 
gesprochenen, aber knappen Ressourcen zur 
Umsetzung von HarmoS noch gekürzt werden 
könnten, wie Marc Joset erläutert. Auch wenn 
dies nicht der Fall zu sein scheint, 

endlich ein gemeinsames bildungssystem in beiden basler kantonen! Das war im 
herbst 2010 der haupttenor nach den abstimmungen über den beitritt zum kon-
kordat über die schweizerische bildungsharmonisierung unter dem titel harmos. 
in der tat war es gelungen, die formalen strukturen der schulstufen in beiden 
 basel anzugleichen. Das «links.bs-bl» hat bei der basler Grossrätin sibylle benz 
und beim baselbieter landrat Marc joset nachgefragt, wo denn dieses Projekt 
heute steht. 
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➞ Seite 9 so behalten entsprechende Be-
fürchtungen ihre Berechtigung, werden doch 
durch die anderweitigen Sparmassnahmen 
im Bildungswesen die Rahmenbedingungen 
verschlechtert, was wiederum die Motivation 
der Lehrpersonen schwächt, neue Wege anzu-
treten. 

Auch Sibylle Benz bestätigt, dass in den 
Schul- und den Lehrerzimmern wenig Auf-
bruchstimmung zu verspüren sei. Man müsse 
sich vor Augen halten, wofür das zur Verfügung 
stehende Geld vorwiegend ausgegeben werde: 
Der Regierungsrat hat dem Parlament vorge-
schlagen, zu Lasten der Rechnungen 2011 bis 
2019 für die baulichen Massnahmen 132 Mio. 
Franken auszugeben. 
Nicht mit eingerechnet 
war hier der Bau von vier 
neuen Schulhäusern und 
weiteren Neu- und Er-
weiterungsbauten. Ande-
rerseits stehen nur 6 Mio. 
Franken, über acht Jahre 
verteilt, zur Verfügung, um Lehrerinnen und 
Lehrer von Unterrichtslektionen zu entlasten, 
während sie im Rahmen von HarmoS Zusatz-
aufgaben leisten.

Sibylle Benz: «Ich gewinne nicht den Ein-
druck, dass es in Basel die Absicht wäre, auf 
dem ‹Buckel› der Reform zu sparen. Aber ich 
gewinne eben auch nicht den Eindruck, dass 
wesentlich Geld eingestellt wird, um Visionen 
für eine gute Bildung umzusetzen. Es wird viel 
in die ‹Hardware› investiert, die ‹Software› aber 
wird kaum aufgestockt.»

Marc Joset kritisiert denn auch das Feh-
len von weiter reichenden Perspektiven, die 
er vor allem im Bereich der Verbesserung der 
Tagesstrukturen ortet: «Solange der Lehrplan 
21 nicht umgesetzt ist und es kein Anzeichen 

mittwoch, 4. April
roter feierabend – die nachfolge 
der heubar
consierge, utengasse 28, 18 uhr

dienstag, 24. April
Delegiertenversammlung 
der sP basel-stadt
zur mägd, St. johanns-Vorstadt 29, 20 uhr

montag, 2. mai
Parteivorstandssitzung sP bs
grosser Saal, gewerkschaftshaus, 20 uhr

aGenDa
sP basel-staDt

«Wo bleiben die  Visionen und Projekte, 
die über den harmonisierten tellerrand 
hinausreichen?»

von Reformen in Richtung von echten Tages-
schulen gibt, bleibt Harmos eine formale Har-
monisierung der verschiedenen kantonalen 
Schulsysteme – was meines Erachtens durch-
aus seine Berechtigung hat. Unsere bildungs-
politischen Vorstellungen bleiben Visionen 
und Illusionen.»

Qualität in den tagesstrukturen
Für eine sozialdemokratische Bildungspolitik 
kann das nicht genügen. Wo sind die  Visionen 
und Projekte, die über den harmonisierten Tel-
lerrand hinausreichen? Wo können und müs-
sen wir mehr tun im Hinblick auf die Verbesse-
rung der Chancengleichheit? Für Sibylle Benz 

liegt diese in der Qualität der Tagesbetreuung 
und der Tagesstrukturen. Eine der wichtigsten 
Leitideen ist dabei, dass die künstliche Auftei-
lung zwischen Betreuungsangebot und Schu-
le, die Trennung von Erziehung und Bildung, 
von Betreuung und Förderung überwunden 
werden muss. Nicht einzelne Lektionen sollen 
über den ganzen Tag verstreut werden, son-
dern Aktivitäten sollen konzentriert und koor-
diniert werden. Musik und Sport sollen Raum 
haben und so gut wie möglich mit der Schule 
vernetzt werden.

Über den Zusammenhang von Frühför-
derung und Chancengleichheit haben wir 
in der SP schon viel gesprochen. Es gibt aber 
noch ein anderes Feld: die höhere Bildung 
und die Chancengleichheit. Viele Jugendliche 

Marc Joset ist Landrat, Mitglied 
der Bildungs- Kultur- und Sportkommission 

und Präsident der Finanzkommission. 
Beruflich ist er auch als Bildungsberater 

tätig mit Bürositz in Basel-Stadt. 

Sibylle Benz ist Grossrätin, Mitglied 
der Bildungskommission und beruflich 

Gymnasiallehrerin in Liestal. 

aus  unteren Schichten und aus Familien mit 
 Migrationshintergrund sind krass benachtei-
ligt, wenn es darum geht, sich via Schule Zu-
kunftschancen zu ergattern. Der Ausbau von 
Tagesstrukturen ist zwar dringend nötig, aber 
(nur) eine zeitliche Aneinanderreihung von 
teilweise unabhängigen «Betreuungsgefässen» 
(Schule – Mittagstisch – Nachmittagsbetreu-
ungs-Module) genügt unseren Vorstellungen 
von  echten Tagesschulen nicht. «Echte» Ta-
gesschulen beruhen auf einem gemeinsamen 
pädagogischen Konzept von Schule und Be-
treuung. 

Auf die Frage, ob wir uns investitions-
intensive Projekte wie die Schaffung dieser 
Tagsesstrukturen überhaupt leisten können, 
fällt die Antwort klar und deutlich aus: Sie sind 
schlichtweg notwendig, sagt Sibylle Benz. Sie 
ersparen uns rein volkswirtschaftlich gesehen 
grosse Summen, die der Staat nicht aufbrin-
gen muss, weil eine gewisse Anzahl Menschen 
dank besserer Bildungschancen von klein auf 
im Jugend- und Erwachsenenalter nicht un-
terstützungsbedürftig ist, nicht arbeitslos ist, 
nicht unintegriert ist, nicht von einem Mass-
nahmenvollzug betroffen ist. Sie sind aber 
auch sozial ein Gewinn.

1.-Mai-feiern

ProGraMM basel-staDt
10 Uhr Besammlung auf dem Messeplatz
10.30 Uhr Demo
11 Uhr Kundgebung auf dem Marktplatz
Ab 12 Uhr Fest auf dem Barfi (u. a. mit Bajanski Bal)
Offizielles Programm wird noch via Newsletter 
und Homepage kommuniziert. 

ProGraMM basel-lanD
13.30 Uhr Besammlung Bahnhof Liestal
 Anschliessend Umzug durch das Stedtli
Ca. 14 Uhr Kundgebung am Zeughausplatz
Hauptreferentin: Nationalrätin Jacqueline Fehr  
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zugeSPitzt

Nachbarin und deinen Arbeitskollegen, dei-
ne Chefin und den Stift, die Stammtischrun-
de und deinen Verein davon, dass es nur eine 
richtige Wahl gibt: SP und Gewerkschaften und 
auch die Jusos.

SP wählen, das ist der einzige Weg in eine 
sozialere, ökologischere und gerechtere Zu-
kunft, eine Zukunft für alle statt für wenige,
K weil immer mehr Familien unfreiwillig auf 

Diät sind (Lukas, 27)
K weil auch die Jungen irgendwann die Alten 

sind (Annina, 26)
K weil faire Löhne geiler sind als Geiz (There-

sa, 26)
K weil Fukushima auch Mühleberg sein kann 

(Meret, 38).

liste 3:
fÜr alle statt 
fÜr WeniGe!

Frischer Wind tut Not, denn der Thurgauer 
Grosse Rat ist bisher viel zu bürgerlich und zu 
konservativ. Wir brauchen offene, neue, solida-
rische Kräfte, die sich für unsere Anliegen ein-
setzen. Wir brauchen:
K mehr faire Löhne und gute Gesamtarbeits-

verträge
K mehr nachhaltige Mobilität statt neue 

Schnellstrassen
K mehr Steuergerechtigkeit für alle statt Steu-

ergeschenke für Reiche
K mehr erneuerbare Energien statt gefährli-

che Atommeiler
K mehr aktive Familienförderung statt «Heim-

chen am Herd»-Denken
K mehr Raumplanung statt weitere Zersied-

lung
K mehr Bildungschancen für alle 
K mehr sozial denkende ParlamentarierInnen.

Deshalb sind die kommenden Wahlen so 
wichtig. Wir müssen unbedingt Sitze gewinnen 
und unsere Fraktion SP und Gewerkschaften 
stärken.

liebe leserin, lieber leser
Nun brauchen wir dich! Mach auch du mobil. 
Überzeuge deine Familie und Freunde, deine 

Der thurgau braucht mehr linke, die sich 
für alle statt für wenige einsetzen
Auf der grünen Wiese kurz vor Weinfelden 
steht plötzlich ein riesengrosser, roter Stuhl. 
Von der Plakatwand grüssen Lukas, Theresa, 
Meret und Annina, von den Kandelabern Han-
nes, Edith, Peter und Heidi. Vor dem Einkaufs-
zentrum unterschreiben KonsumentInnen die 
Erbschaftssteuerinitiative. Die Wahlfeier für 
unseren Regierungsrat Claudi Graf-Schelling 
wird zur Premiere einer politischen Schnit-
zelbank. Am Bahnhof von Frauenfeld stehen 
nette Rote und verteilen ebensolche Flyer. In 
Münchwilen gibt’s Strassenaktionen. Im Pri-
vatgärtchen nebenan stehen rote Stühle. An 
den Kandelabern in Weinfelden flattern die ro-
ten Stühle im Wind. In Kreuzlingen gibts rote 
Ostereier, in Arbon erfrischende Zeltli und in 
Weinfelden viele, viele bunte Smarties. 

Am 15. April sind Kantonsratswahlen, und 
das ist nicht zu übersehen!
Unsere KandidatInnen sind aktiv und enga-
giert unterwegs. Die Sozialdemokratinnen, Ge-
werkschafter und Jusos sind sehr präsent.

Die linke Wahlkampagne ist kreativ und 
frisch, genau so wie die Menschen, die dahin-
terstehen. Es ist eine wahre Freude, mit wel-
cher Begeisterung die KandidatInnen und all 
ihre Helferinnen und Helfer unterwegs sind.

renate bruggmann
Fraktionspräsidentin SP und  

Gewerkschaften
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kein frieren in der steuerhölle
Der kanton bern ist kein 
armer kanton. er ist sogar 
reich. aber setzt er das Geld 
wirklich überall richtig ein 
und macht steuernsenken 
immer sinn? 

     

Ein trotziges «Aber» hat die BKW-
Führung noch gewagt, erst 2020 
sei Schluss mit dem AKW. Gerne 
würde ich mit dem Auslauf-CEO 
Rohrbach wetten: Spätestens 
2013 wird der Schrottreaktor ab-
gestellt. Sicherer wäre morgen. 

Jeder Franken 
für die Repara-
tur-Pflästerli ist 
verloren für die 
neue Unterneh-
mensstrategie. 
Und das ist die 
Neuigkeit im 
sonnigen März 

2012: Der Sinneswandel bei der 
BKW. Neu wird auf Strom aus 
Wind, Sonne und Wasser sowie 
aufs Stromsparen gesetzt. Das 
freut besonders die Berner SP, 
unsere langjährigen Forderun-
gen sind zur mehrheitsfähigen 
Versorgungsstrategie geworden. 
Zugegeben, so schnell ging es 
noch selten, bis eine SP-Vision 
zur breit abgestützten Über-
zeugung der Mehrheit wurde. 
Zwei Faktoren führten zum ra-
schen Erfolg. Einerseits Fuku-
shima, anderseits verdient die 
rot-grüne Regierung Lob. Trotz 
dem beschränkten Einfluss auf 
den Verwaltungsrat der BKW hat 
offenbar hartnäckiges Verhan-
deln zum Umdenken geführt. 
Unbeirrt von den Anfeindungen 
durch die bürgerliche Mehrheit 
im Grossen Rat setzten sich un-
sere Regierungsmitglieder be-
reits anfangs 2011 gegen ein 
neues AKW ein. Das ärgert die 
bürgerliche Mehrheit noch heute 
und als «Strafmassnahme» hat 
sie nun im neuen Gesetz für po-
litische Rechte einen Maulkorb-
Artikel durchgesetzt: In Zukunft 
darf die Regierung keine eigen-
ständige Meinung mehr vertre-
ten. Aber vielleicht denkt ja der 
Grosse Rat auch hier mal um …

Roland Näf, Parteipräsident

SP Kanton Bern

tsChou

Der Kanton Bern hatte vor zehn 
Jahren 11 Milliarden Schulden. 
Heute sind es weniger als sechs. 
Stehen wir nun besser da? Das ist 
ungewiss. Denn da sind noch die 
stark schwankenden BKW-Aktien 
und Löcher von drei bis fünf Mil-
liarden Franken bei den Pensions-
kassen. Klar ist aber, dass der Kan-
ton von vielen schlechter gemacht 
wird, als er ist. Der Kanton Bern 
hat am meisten Arbeitsplätze im 
zweiten Sektor. 

schwierige Zeiten in aussicht
In den letzten Jahren hat der Kan-
ton Bern die Steuern kontinu-
ierlich gesenkt. In vielen kleinen 
Schritten. Nie spektakulär. Zu oft 
nur für die Reichen. Jetzt klafft 
wieder ein riesiges Defizitloch in 
den Budgets. Doch zuerst hat das 
Volk die Möglichkeit, über weitere 
Steuervorlagen zu entscheiden.

ja zur initiative
Die von den Gewerkschaften, SP, 
Grünen und EVP eingereichte In-
itiative für «Faire Steuern – für Fa-
milien» hat drei Ziele:
K Abschaffung der Pauschalbe-
steuerung für reiche Ausländer
K Rücknahme der letzten, nicht 
finanzierten Steuersenkung

K Erhöhung des Kinderabzugs 
auf 8000 Franken

Dem Kanton flössen mit die-
ser Initiative 80 Millionen mehr 
in die Kasse. Da die bürgerliche 
Mehrheit im Grossen Rat Angst 
vor einem Erfolg habt, setzt sie auf 
einen Gegenvorschlag mit folgen-
den Punkten:
K Verschärfung der Pauschalbe-
steuerung
K Beibehaltung der Steuersen-
kung
K Erhöhung des Kinderabzugs 
auf 8000 Franken.

Womit am Schluss das Loch in 
der Staatskasse sogar noch grösser 
würde!

Unsere Parole ist klar: Der 
Initiative zustimmen und den 
Gegenvorschlag versenken. Die 
Ausserrhödlerinnen und -rhödler 
haben es uns vorgemacht und die 
ungerechte Pauschalbesteuerung 
versenkt. Ganz klar und fadengrad.

nein zum Volksvorschlag
Fast einstimmig hat der Grosse Rat 
2009 eine Revision der Motorfahr-
zeugsteuern verabschiedet. Mit 
den Stimmen der SVP. Die Vorlage 
sah moderate Steuersenkungen 
und ökologische Anreize vor. Ein 
Garagist reichte einen Volksvor-
schlag ein. Dieser beinhaltet eine 
massive Senkung der Steuern um 
rund 100 Millionen Franken und 
wenig ökologische Steuerung. Die 
SVP schwenkte 180 Grad um und 
in der Volksabstimmung entstand 
ein Patt. Aus bekannten Gründen 
wird die Abstimmung wiederholt. 

Für uns ist klar: Grossratsvorlage 
ja, Volksparteivorschlag nein.

keine Geschenke für reiche
Wer ein Haus kauft, muss Han-
dänderungssteuern bezahlen. 
Jetzt will der Hauseigentümerver-
band diese Abgabe, die meist nur 
Vermögende trifft, abschaffen. 
Weitere 60 Millionen Franken ste-
hen für den Kanton Bern im Jahr 
2013 auf dem Spiel. Das entspricht 
der Streichung einer Lektion für 
unsere Schülerinnen und Schüler. 
Unverantwortlich und kurzsich-
tig. Wir lehnen diese Initiative ab.

und einsparungen?
Der Kanton Bern investiert jähr-
lich fast 600 Millionen Franken. 
Früher waren es 300 Millionen. 
Etwas zu viel davon geht in den 
Strassenbau. Aber viele Investi-
tionen in zukunftsgerichtete Bil-
dungszentren, in den Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs und für den 
Langsamverkehr sind sinnvoll und 
langfristig nötig. Etwas weniger, 
etwas etappiert ist möglich, wird 
aber den Betroffenen weh tun.

Wir wohnen in keiner Steu-
erhölle. Aber bei diesen Abstim-
mungen müssen wir ganz fest 
schauen, dass unser Kanton le-
benswert und liebenswert bleibt. 

Matthias Burkhalter ist 
Grossrat, Vizepräsident 
Finanzkommission und Präsi-
dent der Kommission «Faire 
Steuern – für Familien»

Die Lehrerinnen und Lehrer demonstrieren gegen den Bildungsabbau.
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nach der energiewende 
die Verkehrswende

der Energiekrise, der Klimaerwärmung und der 
knappen Bodenressourcen in unserem Land 
aber tun. Wir müssen uns die Frage stellen, ob 
wir weiter in der Logik des «Immer mehr Ver-
kehr» verhaftet bleiben oder ob wir nicht viel-
mehr eine qualitative Verbesserung anstreben 
wollen. Die zweite Variante drängt sich ganz 
klar auf, denn unser heutiges Verkehrssystem 
ist in keiner Art und Weise nachhaltig – weder 
im Hinblick auf den Energieverbrauch noch 
klimapolitisch oder raumplanerisch.

bahn bevorzugen, emissionen senken
Gut ein Drittel der Energie, die wir in der 
Schweiz insgesamt konsumieren, wird im Ver-
kehr verbraucht. Der Verkehr verursacht auch 
die Hälfte der CO2-Emissionen in unserem 
Land. Eine derartige Abhängigkeit von fossi-
len Energien heizt die Klimaerwärmung wei-
ter an, stellt aber auch in anderer Hinsicht ein 
Damoklesschwert dar. Denn unser heutiges 
Verkehrssystem wird das Versiegen des Erdöls 
nicht überleben. Strassen verschlingen zudem 
enorm grosse Bodenreserven und bringen eine 
Zersplitterung der Lebens- und Arbeitswelten 
mit sich. So kommt ein veritabler Teufelskreis 
in Gang: Die Zersiedelung hat zur Folge, dass 

die Nachfrage nach Mobilität weiter steigt 
und noch mehr Bodenreserven aufge-

braucht werden. Künftig müssen wir 
deshalb versuchen, unsere Mobili-

tät zu zügeln und die Nachfrage 
so sauber und nachhaltig wie 

möglich zu befriedigen. Dies 
bedeutet einerseits, dass 

wir der Bahn klar den 
Vorzug geben müssen, 

weil sie sechs Mal 
weniger Energie 

Mit einer initiative verlangt der Ver-
kehrsclub der schweiz einen ausbau des 
öffentlichen Verkehrs. Der bundesrat 
stellt der initiative einen direkten Ge-
genvorschlag namens fabi entgegen.

verbraucht als das Auto. Andererseits müssen 
wir alles daran setzen, den Verbrauch und die 
Emissionen der Strassenfahrzeuge weiter zu 
senken.

Neben der Raumplanung stellen auch die 
Entscheidungen der Politik einen entscheiden-
den Parameter dar. Denn im Verkehr bestimmt 
das Angebot weitgehend die Nachfrage: Baut 
man eine überlastete Autobahn um eine zu-
sätzliche Spur aus, nimmt die Nachfrage zu, bis 
der entsprechende Autobahnabschnitt einige 
Jahre später wieder an den Rand seiner Kapa-
zitäten gelangt. Dasselbe gilt für den öffent-
lichen Verkehr: Solange die Billettpreise nicht 
steigen, wächst auch die Nachfrage.

Der Bundesrat hält FABI entgegen
Indem die Volksinitiative «Für den öffentlichen 
Verkehr» eine Umlenkung der Investitionen 
von den Autobahnen hin zum öffentlichen 
Verkehr fordert, schafft sie die Grundlagen für 
eine strukturelle Modernisierung der Mobili-
tät. Es überrascht deshalb nicht im Geringsten, 
wenn sie die Verfechter der Mobilität des letz-
ten Jahrhunderts wie TCS, Strasseschweiz oder 
Economiesuisse aufs höchste verärgert. Im 
Abstimmungskampf wird es also hart auf hart 
gehen. Dies umso mehr, als die Strassenlobby 
grosse Autobahnausbauten fördern will.

Die Volksinitiative «Für den öffentlichen 
Verkehr» schien dem Bundesrat so überzeu-
gend, dass er sich veranlasst sah, einen di-
rekten Gegenvorschlag vorzulegen – und dies 
lange bevor die Zweitwohnungs-Initiative von 
Franz Weber angenommen wurde. Dieser Ge-
genvorschlag, der auf den schönen Namen 
FABI hört («Finanzierung und Ausbau der 
Bahninfrastruktur»), weist sogar interessante  
Elemente auf, auch wenn er zu wenig für den 
Ausbau des Schienennetzes vorsieht. Der 
grösste Mangel von FABI liegt jedoch woan-
ders: Der bundesrätliche Gegenvorschlag wagt 
es nicht, die Investitionen in den Autobahnbau 
in Frage zu stellen. Auf Regierungsebene ist 
dies nach wie vor ein Tabu.

Im September 2010 reichte der Verkehrs-Club 
der Schweiz seine Volksinitiative «Für den öf-
fentlichen Verkehr» ein, zu der die SP 30 000 
Unterschriften beigesteuert hat. Die Initiative  
schlägt vor, beim Ausbau der Verkehrsinfra-
strukturen klare Prioritäten zu setzen. Sie will 
mehr Gelder als heute in den öffentlichen 
Verkehr fliessen lassen. Dazu soll ein Teil der 
Mittel, welche heute für den Bau neuer Auto-
bahnen vorgesehen sind, neu dem öffentli-
chen Verkehr zugute kommen. Damit erreicht 
die Initiative gleichzeitig, dass die Autobahnen 
nicht mehr weiter im grossen Stil ausgebaut 
werden.

Die Volksinitiative «Für den öffentlichen 
Verkehr» ist unbequem. Indem sie nämlich 
vorschlägt, Prioritäten zu setzen, zwingt sie 
uns, unsere Verkehrspolitik als Ganzes zu hin-
terfragen. Genau dies müssen wir angesichts 

Roger Nordmann ist Nationalrat,
Mitglied der Kommission 

für Verkehr und 
Fernmeldewesen und 

Vizepräsident 
des VCS 
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Barbara Berger
Zentralsekretärin 
SP Frauen Schweiz,
barbara.berger@sp-frauen.ch

lohngleichheit ist nicht 
freiwillig!
Die Lohndifferenz beträgt noch immer 18,4 
Prozent, wie der diesjährige Equal Pay Day 
und die Frauenallianz zur Lohngleichheit ge-
zeigt haben. Die Umsetzung würde beim an-
geschlagenen Tempo noch 91 Jahre dauern. 
Lohngleichheit ist ein Verfassungs- und Geset-
zesauftrag. Die SP-Frauen haben am Internatio-
nalen Frauentag gefordert, dass der Bundesrat 
diesen Auftrag endlich umsetzt. 

Denn der Lohngleichheitsdialog setzt auf 
die freiwillige Bereitschaft der Unternehmen, 
ihre Löhne zu überprüfen und diese innerhalb 
des Dialogs transparent zu machen. 16 Unter-
nehmen haben bis zur Zwischenbilanz im No-
vember 2011 teilgenommen. Diese Bilanz ist 
mager. Der Dialog wurde jedoch forciert und 
staatliche Massnahmen auf Eis gelegt, weil die 
WirtschaftsvertreterInnen die Überzeugung 
vertraten, nur freiwillige Massnahmen würden 
zum Ziel führen. Das bleibt in den nächsten 
zwei Jahren zu beweisen.

Der Bundesrat soll in der Zwischenzeit die 
nötigen Ressourcen sprechen, damit die Lohn-
gleichheit im Beschaffungswesen garantiert 
wird. Art. 8 Abs. 1 Bst.c des Bundesgesetzes 
vom 16. Dezember 1994 über das öffentliche 
Beschaffungswesen hält fest, dass nur dieje-
nigen Unternehmen vom Bund einen Auftrag 
erhalten, welche die Lohngleichheit zwischen 
Frau und Mann gewährleisten.

Im Jahr 2010 wurden bei vier Unternehmen 
Kontrollen durchgeführt, während vom Bun-
desamt für Bauten und Logistik 277 und von 
der Armasuisse rund 100 Vergaben gemäss 
dem Bundesgesetz über das öffentliche Be-
schaffungswesen getätigt wurden. 4 Kontrollen 
auf 377 Aufträge entspricht 1 Prozent und ist 
auch nach der Meinung von Bundesrätin Eve-
line Widmer-Schlumpf in ihrer Antwort auf die 
Anfrage von Maria Roth-Bernasconi vom 14. 
Juni 2011 zu wenig.

Um die im Beschaffungswesen veranker-
te Lohngleichheit glaubwürdig umsetzen zu 
können, müssen die Stichproben deutlich er-
höht und dem Eidgenössischen Büro für die 
Gleichstellung von Frau und Mann die notwen-
digen finanziellen Mittel zur Verfügung gestellt 
werden. Die ist das Ziel einer Interpellation, 
die in der letzten Session durch die Waadtlän-
der  Nationalrätin Cesla Amarelle eingereicht 
 wurde.

knallrot
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interne bildung
bildung ist ein eckpfeiler der Demokra-
tie und genauso muss unsere partei-
interne bildung ein eckpfeiler unserer 
Partei sein.

mit den Grundwerten der Sozialdemokratie 
verknüpfen, möchten wir an solchen Sekti-
onsveranstaltungen präsent sein. Wir, das sind 
Genossinnen und Genossen, die sich in Train-
the-Trainer-Kursen dazu ausbilden lassen, sol-
che Module durchzuführen. 

Daneben sollen aber auch die Sektionsver-
antwortlichen gestärkt werden. Viel Zeit geht 
durch administrative Arbeiten verloren, die 
oft auf nur wenige Schultern verteilt ist. Mit ei-
ner gezielten Unterstützung wollen wir helfen, 
Raum für die politische Arbeit zu schaffen.

Schliesslich sollen auch die MandatärInnen 
in ihrer Arbeit gestärkt und unterstützt wer-
den. Dazu gehört auch die Vernetzung der ver-
schiedenen AmtsinhaberInnen untereinander. 
Beim sogenannten Parlitreffen (organisiert von 
der JUSO) Anfang März konnten solche Kon-
takte über die Gemeinde- und Kantonsgrenze 
hinaus geknüpft werden, ebenso an den länger 
zurückliegenden Bildungsanlässen für Kandi-
dierende. 

Dieses interne Bildungsangebot können 
wir nicht von heute auf morgen aus dem Bo-
den stampfen. Aber wir sind überzeugt, dass 
dies der richtige Weg ist, der schlussendlich al-
len dient. Das geht jedoch nur zusammen mit 
euch – weshalb wir euch einladen, euch an die-
sem Prozess zu beteiligen.

Jonas Steiner
ist Mitglied der Begleitgruppe Bildung

Mit der internen Bildung verfolgen wir das Ziel, 
uns zu befähigen, unsere Politik weiterzutra-
gen, aus unserem Kreis heraus, in die Beiz, in 
den Turnverein und an den Arbeitsplatz. Nur 
wer sattelfest und überzeugt ist, kann das tun. 
Und nur wenn das möglichst viele tun, finden 
wir mit unseren Anliegen in der Bevölkerung 
Gehör. 

Eine Begleitgruppe Bildung, die offen ist für 
alle interessierten GenossInnen, ist dabei, zu-
sammen mit dem Generalsekretariat die inter-
ne Bildung neu aufzubauen. 

Im Rahmen einer Umfrage wurde zuerst er-
hoben, wie das bestehende Bildungsangebot 
in den Kantonen aussieht. Ein grosser Konsens 
besteht darin, dass ein stärkeres Engagement 
der SP Schweiz im Bildungsbereich erwünscht 
ist, ein Engagement, das sich auf 3 Zielgruppen 
ausrichten soll. 

Zentral ist die erste Zielgruppe: die Basis. 
Hier planen wir auch die ambitionierteste 
Veränderung. Grundlegend für unsere Überle-
gungen war die Frage, wo die Basis denn über-
haupt ist. Wie erreichen wir sie? An den MVs 
und GVs, sind wir überzeugt. Wir behaupten 
nicht, dass dort regelmässig grosse Massen 
anzutreffen sind. Aber wenn ein Mitglied eine 
Veranstaltung besucht, dann ist es eine vor Ort, 
eine MV eben oder die GV. Mit Bildungsmodu-
len, in welchen wir aktuelle politische Themen 

intern 10 Projekte
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Die Gelder werden weiter im
Dunkeln fliessen Cédric Wermuth, nationalrat aG

 Contra Vor der 
F r ü h -

lingssession hat die Parteispitze 
der SP klare Bedingungen an den 
Bundesrat gestellt: Wir wollen 
eine konsequente Umsetzung 
der Weissgeldstra-
tegie und ein Ende 
des Bankgeheim-
nisses, sonst kann 
die SP dem Zusatz 
zum Doppelbesteue-
rungsabkommen mit 
den USA nicht zu-
stimmen. Der Bun-
desrat hat die Bedin-
gungen nicht erfüllt, 
die Mehrheit der 
SP-Fraktion stimmte dem Abkom-
men trotzdem zu – zur Entlastung 
der von einem Gerichtsverfahren 
bedrohten Credit Suisse. Für die-
ses Ja gab es nachvollziehbare Ar-
gumente. Hätte die CS allerdings 
bereits jetzt eine Spende an die SP 
überwiesen, würde uns niemand 
glauben, dass der Meinungsum-
schwung der Partei damit nichts 
zu tun hat – zu Recht. Schliesslich 
haben wir bei der UBS-Rettung 
genau das den Bürgerlichen vor-
geworfen. Das grosse Kapital 
der Sozialdemokratie war nie ihr 
Kampagnenbudget und wird es 
nie sein. Wäre das Geld ausschlag-
gebend für die Stärke der Parteien, 
hätten wir 5 Prozent WählerIn-
nenanteil und die SVP 75 Prozent. 
Unser Kapital sind die Genossin-
nen und Genossen, die für unsere 
Ideen auf der Strasse stehen. Und 
unsere Glaubwürdigkeit als ein-
zige Partei, die die Mehrheit der 

ja zu transparenz und 
offenlegung eric nussbaumer, nationalrat bl 

vielfalt. Eine Demokratie-Spende 
– damit die Meinungsbildung in 
der direkten Demokratie gelingt, 
ist gut, weil unsere Bundesverfas-
sung den Parteien diese Aufgabe 
zuweist: «Die politischen Parteien 

wirken an der Mei-
nungs- und Willens-
bildung des Volkes 
mit.» Dieser Prozess 
kann durch Parteis-
penden von Privat-
personen und Firmen 
gefördert werden.

Das Ja zur Partei-
spende verlangt aber 
klare Regeln. Erstens: 
Anonyme Parteispen-

den lehnen wir ab. Zweitens: Wir 
lehnen jede Parteispende ab, die 
auch nur ansatzweise eine Ge-
genleistung der SP erwartet oder 
unsere freie Meinungsbildung 
einschränkt. Drittens: Wir lehnen 
Parteispenden von Unternehmen 
ab, welche im Mehrheitsbesitz 
von Bund, Kanton oder Gemein-
den stehen. Viertens: Wir veröf-
fentlichen umgehend mit Na-
men jede Parteispende über 5000 
Franken. Fünftens: Für Gross-
spenden legen wir in Überein-
stimmung mit der Empfehlung 
des Europarates einen jährlichen 
Maximalbetrag von z. B. 50 000 
Franken fest – falls grössere Spen-
den angeboten werden, gehen sie 
in eine parteinahe Stiftung für 
politische Bildung. Wir sollten die 
Spenden annehmen und Ja sagen 
zu grösster Transparenz und als 
SP die beste Offenlegungspraxis 
umsetzen.

 Pro  Die Schweiz hat 
eine Parteispenden-

praxis, die im Dunkeln abläuft. 
Dazu gehören Köfferligeschich-
ten, Intransparenz und «erkaufte» 
Politikpositionen , vielleicht auch 
Steuerhinterziehung 
und Geldwäscherei. 
Wenn diese Dunkel-
kammer-Praxis auf-
hört, dann ist das im 
Interesse unserer De-
mokratie und der In-
stitutionen,  auch im 
Interesse aller Par-
teien. Natürlich ist 
es richtig, weiterhin 
staatliche Zuschüsse 
für die schweizerische Parteien-
finanzierung einzufordern. Aber 
die Frage, wie mit Parteispenden 
umgegangen wird, ist auch mit 
der Einführung von staatlichen 
Zuschüssen nicht automatisch 
beantwortet. Die Frage nach dem 
Umgang mit Parteispenden von 
natürlichen und juristischen Per-
sonen muss von der SP so oder so 
beantwortet werden. 

Wer Geld spendet, macht das 
wegen Werten, die er oder sie mit 
der unterstützten Organisation 
teilt. Insbesondere Partei spenden 
von SP-Mitgliedern und Sympa-
thisantInnen sind Werte-Spen-
den. Firmen, die an alle politi-
schen Parteien spenden, tun dies 
nicht wegen der inhaltlichen Wer-
te der Parteien. Sie haben aber 
verstanden, dass Dunkelkammer-
praxis und Schmiergelddemokra-
tie falsch sind. Sie spenden für 
eine Demokratie mit Meinungs-

Menschen vertritt und nicht die 
Mehrheit des Aktienkapitals. 

Dass aber die Glaubwürdigkeit 
der SP unter den Spendengeldern 
leiden wird, wissen auch die Bür-
gerlichen. Darum hat auch keine 

bürgerliche Partei 
auf die Ankündigung 
der Banken beunru-
higt reagiert. Für die 
rechte Mehrheit sind 
wir dann gefährlich, 
wenn wir wieder eine 
Bewegung werden. 
Fehlende Spenden 
sind nicht das zen-
trale Problem – im 
Gegenteil. Blicken 

wir nach Frankreich, Deutschland 
oder die USA: Je mehr Geld in der 
Politik ist, desto weiter entfernen 
sich die Eliten von der Basis. Weg 
von den Mitgliedern, hin zu den 
GrossspenderInnen. 

Wer glaubt, die Vorschläge 
von Raiffeisen, CS und UBS wür-
den etwas an der intransparen-
ten Politikfinanzierung ändern 
und den finanziellen Abstand zu 
den Bürgerlichen verkleinern, ist 
naiv. Die Gelder werden – gerade 
für Abstimmungskampagnen – 
auch weiterhin im Dunkeln flies-
sen. Mit dem neuen System soll 
das Schattenfinanzierungssys-
tem auf bürgerlicher Seite nicht 
etwa beendet, sondern vielmehr 
geschützt werden. Es geht den 
Rechten und der Wirtschaftselite 
am Schluss darum, das zu verhin-
dern, was sie wirklich fürchten: 
Volle Transparenz und eine staat-
liche Parteienfinanzierung. 

Parteienfinanzierung
Credit suisse und raiffeisen haben angekündigt, Parteien künftig finanziell zu 
 unterstützen. Das beispiel könnte schule machen. für die sP bringen solche 
spenden durchaus Chancen, aber auch risiken mit sich. aus diesem Grund  werden 
jetzt in einer internen Vernehmlassung die kantonalparteien zum umgang mit 
 Parteispenden befragt. «links» hat zwei nationalräte nach ihren argumenten 
gefragt. 
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le Ps à la t’Chaux

leserinnenbriefe

Die schweiz braucht eine 
starke, staatstragende linke 
Partei
Die Welt ist in rasantem Wan-
del. Es gibt positive Trends, aber 
auch sehr viele Probleme, die zu 
bedrohlichen Zuständen führen 
können. 

Beispiele: der Finanzfeuda-
lismus als wahrscheinliche neue 
Weltordnung, das Schuldenpro-
blem, durch Rezessionen ausge-
löste Umwälzung bis hin zu Krie-
gen, die totale Kontrolle und Ma-
nipulation der Menschen durch 
die immer raffiniertere, besser 
vernetzte Informatik, der Verlust 
landwirtschaftlicher Nutzfläche 
bei wachsender Weltbevölkerung, 
die globale Klimaveränderung, 
die Migration, der härter werden-
de Kampf um Ressourcen.

Wie immer in harten Zeiten 
wird in erster Linie die Masse der 
einfachen Menschen getroffen. 
Nur eine sehr starke linke Par-
tei kann sich wirkungsvoll für sie 
einsetzen. Aber sie kann nicht 
stark werden, wenn das Volk nicht 
darauf vertrauen kann, dass sie 
staatstragend ist. Das heisst, dass 
sie, einmal an der Macht, weder 
die Wirtschaft noch die Sicher-
heit des Landes mit Experimenten 
aufs Spiel setzt. Die heutige SPS 
ist nicht staatstragend. Das Par-
teiprogramm muss in zentralen 
Punkten revidiert werden. Hier 
können nur einige Punkte kurz 
genannt werden.

Ehrlichkeit. Das Parteipro-
gramm sollte aufrichtig sein. Es 
behauptet, trotz all der geforder-
ten Veränderungen könne der 

Wohlstand weiter wachsen. Das 
Gegenteil wird eintreten. 

Pflichten. Im Parteiprogramm 
wimmelt es von Rechten. Es nennt 
nur einmal die Pflicht, nämlich 
die der «anderen», die des Eigen-
tums. Aber keine demokratische, 
soziale Gesellschaft kann ohne 
die Übernahme von Pflichten 
durch die Einzelnen, z.B. zur eige-
nen Anstrengung, bestehen. Mit 
der ausschliesslichen Nennung 
von Rechten wird eine parasitäre 
Anspruchshaltung geschaffen. 

Die menschliche Natur ist das 
Problem, nicht die Organisations-
form der Staaten und der Wirt-
schaft. Die Grundfrage muss lau-
ten: Wie kann der Missbrauch der 
Macht verhindert und ihr Einsatz 
für das Gemeinwohl gesichert 
werden? 

Solange die Welt nicht so ist, wie 
es sich die SPS (und der Verfasser) 
wünscht – was noch lange dauern 
wird –, brauchen wir eine glaub-
würdige, auf dem Milizsystem und 
einer allgemeinen Dienstpflicht 
basierende Armee, die unser Land 
verteidigen kann. 

Weltweit sind wir dank der Neu-
tralität als friedliebendstes Land 
hoch angesehen. Sie muss Basis 
unserer Aussenpolitik bleiben.  

Die SPS sollte sich für ein sta-
bileres und wesentlich demokra-
tischeres Europa einsetzen, damit 
wir uns später für einen Beitritt 
entscheiden können.

Das Programm krankt an man-
gelnder Kompetenz und interna-
tionaler Erfahrung in Wirtschafts-
fragen. 

Gotthard Frick, Bottmingen

an der Delegiertenversammlung der sP schweiz trafen sich am 31. März rund 200 Delegierte aus der ganzen schweiz in der 
uhrenstadt la Chaux-de-fonds, die dieses jahr auf 100 jahre linke regierungsmehrheit zurückblicken kann. 

Treffpunkt der Delegierten der SP Schweiz: die 
Ancienne Usine électrique, das ehemalige Elektri-
zitätswerk von La Chaux-de-Fonds.

Spektakuläre Kulisse: Die grosse schwarze 
Maschine (ein Generator) brachte so manches 
Augenpaar zum Strahlen.

Francis Matthey, Bundesratskandidat von 1993, 
schmückt den Saal mit den Aprilglocken, die er 
auf der Vue des Alpes für die DV gepflückt hat.

Bundesrat Alain Berset bereitet sich am Tisch der 
Freiburger Delegation auf seine Rede vor.

Standing Ovations – und zwar nicht nur vom 
Podium – für Thomas Christen, der im Februar als 
Generalsekretär zurückgetreten ist. 

Tout s’est bien passé! Jacques-André Maire und 
Anne Tissot, Nationalrat und SP-Parteisekretärin 
des Gastgeberkantons Neuenburg, beim Apéro.
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«Im Moment gelingt uns fast alles»

Andy sitzt auf einem Stuhl im Grünen Zimmer 
im Bundeshaus und scrollt auf seinem iPad 
auf und ab. Auf dem Bildschirm: Die Gross-
familie Tschümperlin beim Mittagessen, in-
klusive Grosseltern, Bruder und Lehrling des 
Familienbetriebs. Die «Schweizer Illustrierte» 
hat eine Homestory über ihn gemacht. Seit 
er Mitte Februar überraschend als Fraktions-
präsident der SP gewählt wurde, interessieren 
sich die nationalen Medien für den 50-jäh-
rigen Nationalrat aus dem Kanton Schwyz.  

familienmensch mit starken Wurzeln
«Ganz zuerst bin ich Familienmensch, verwur-
zelt unter den Mythen, unseren Hausbergen», 
sagt Andy. Er sei ein traditioneller Mensch und 
habe immer um diesen Talkessel herum gelebt. 
Seine Frau und er haben zusammen vier Kin-
der im Alter von 14 bis 23 Jahren. Als Lehrerin 
und Lehrer haben sich Tschümperlins die Fa-
milienarbeit immer teilen können. «Wir haben 
einen grossen roten Kühlschrank, daraus leben 
wir», sagt Andy.

Familienmensch, traditionsbewusst, Kan-
ton Schwyz – wie wird so einer bloss Sozial-
demokrat? Als Lehrer habe er gesehen, wie 
wichtig soziale Gefüge und intakte Familien 
seien, sagt Andy. Stark politisiert hat ihn die 
Migrationsfrage: Er habe erlebt, wie Kinder 
mit einem -ic am Schluss des Namens diskri-
miniert wurden, und er habe oft gegen Rassis-
mus angekämpft und viel Aufklärungsarbeit 
geleistet. Erst später, in seiner Ausbildung zum 
Reallehrer in Luzern, habe er die Hintergründe 
der Sozialdemokratie und der Gewerkschafts-
bewegung kennengelernt und gemerkt: «Ich 
bin Sozialdemokrat.» Zurück in Schwyz habe er 
«die Sozialdemokraten gesucht». Gefunden hat 
er zwei, drei Gewerkschafter zwischen siebzig 
und achtzig Jahren, die sich freuten, dass da ein 
Junger kam.

«Auf eine Art ist man hier als Linker schon 
ein Aussenseiter, auf eine andere aber auch 
nicht», sagt Andy. Durch seine Vereinsmitglied-
schaften sei er immer schon in der Gemein-
schaft eingebunden gewesen: Andy ist passi-
onierter Fasnächtler und Ehrenmitglied der 
«Schwyzer Nüssler», eines Vereins mit 100-jäh-
riger Tradition. Andy ist sehr musikalisch: Er 
habe sehr früh mit dem Geigenspiel begonnen. 
Später sei er dann mehr auf Bob Marley gestan-
den und habe Dreadlocks getragen, auch wenn 
man sich das schwer vorstellen könne. Heute 

spielt er in der Status-Quo-Coverband «Stets 
ä Soo» – als Bassist, weil er zu wenig Zeit zum 
Üben hat, wie er sagt.

Innerhalb der SP wird Andy eher dem rech-
ten Flügel zugeordnet. Er selber sieht das an-
ders: «Ich gehöre nicht dorthin.» Aber er weiss, 
dass man das über ihn sagt: «Solche Dinge hat 
man immer wieder gehört – gerade auch im 
Vorfeld der Wahl des Fraktionspräsidiums.» 
Dabei unterscheide sich sein Abstimmungsver-
halten von demjenigen seiner Gegenkan-
didatin Jacqueline Fehr nur minim. 
Überhaupt: Von einem rechten und 
einem linken Flügel innerhalb der 
SP-Fraktion will Andy nichts wissen. 
Die Fraktionsmitglieder lägen mit ih-
ren Meinungen meistens gar nicht so 
weit auseinander. Und je nach 
Thema gebe es immer 
wieder wechselnde Ko-
alitionen.

Plötzlich fraktions-
präsident
So nervös wie am 
Tag der Wahl sei er 
in seinem Leben 
noch selten ge-
wesen, sagt Andy. 
«Ich habe gedacht: 
Jetzt kriegst du eine 
Riesenklappe. Und 
dann lachen sie dich 
zuhause aus.» Auch 
die Medien hätten ge-
schrieben: «Tschüm-
perlin hat keine Chan-
ce – was will der gegen 
Jacqueline Fehr, die Städ-
terin? Der Tschümperlin 
aus dem Kanton Schwyz, 
der spielt doch in Bern keine 
Rolle!» Vor der Wahl habe er 
gedacht: «Hoffentlich wird es 
einfach möglichst eng. Und 
dann gehe ich zurück an die 
Fasnacht.» Er sei «schon 
etwas erschrocken», als er 
dann gewählt worden sei. 
Obwohl ihm alle gesagt 
hätten, er müsse im Vor-
feld der Wahl seine Leute 
bearbeiten, habe er das nie 
getan. Das entspreche ein-
fach nicht seinem Naturell. 
Gewollt habe er den Job 
aber schon, er passe zu 
ihm. «Ich bin dieser Typ», 
sagt Andy. Auch wenn es 
nicht immer einfach sei, 

die Fäden zusammenzuhalten. «Wir wissen 
ja: Parlamentarier sind Alpha-Tiere. Jeder will 
hier seinen Platz finden – was auch richtig ist. 
Am Schluss musst du aber Position beziehen, 
die Fraktion in eine Richtung bringen. Und das 
ist das Spannende, das ist ein wenig wie eine 
Klasse leiten oder ein Lehrerkollegium.» Bis 
vor kurzem war Andy noch Leiter einer Inte-
grationsschule in Zug, das komme ihm jetzt 
zugute, sagt er. «Wenn du immer Menschen 
geführt hast, weisst du, wie so Prozesse funk-

tionieren», sagt er. Politikerinnen und Poli-
tiker seien es gewohnt, ihre Position durch-
bringen zu wollen.

Gibt es neben dem Fraktionschef noch 
einen Nationalrat Tschümperlin? «Ja, 

den gibts noch», sagt Andy, «im Kanton 
Schwyz sowieso.»  Er müsse eben 

nicht gleich funktionieren wie 
ein Städter, müsse sich nicht 
ständig profilieren. Im Kanton 
Schwyz sei er der Tschümper-
lin, der einzige Linke, ausser 
Konkurrenz.

Positives fazit der ersten 
session
Welches Fazit zieht Andy 
aus seiner ersten Session 
als Fraktionschef? «Ich spü-
re, dass viele Leute Vertrau-
en in mich haben», sagt er. 
Allerdings würden auch vie-
le auf ihn zukommen und 
sagen, sie hätten ihn nicht 
gewählt. Das sei aber kein 
Problem für ihn. Er schätze 
die Arbeit der Fraktion un-

glaublich. «Im Moment gelingt 
uns fast alles – der Kampfflieger 

fällt auch noch und Mühleberg 
schalten wir auch noch ab», sagt 

Andy und lacht. Aber es hange ja 
nicht alles vom Fraktionschef ab: «Ein 

grosser Teil der politischen Arbeit läuft 
über persönliche Kontakte, darin sind 
wir im Moment stark. Während der Ses-
sion gehst du mal mit dem essen oder 
mit dieser Gruppe. Eine wichtige Rolle 
spielt auch der FC Nationalrat. Da gehst 
du nach dem Training zusammen essen 
und besprichst politische Geschäfte.» 
Ist die Session ein wenig wie ein Klassen-
lager? Andy lacht: «Ja, doch, schon. Oder 
wie ein WK – ausser, dass es viel beque-

mer ist und man besser isst.»

Andrea Bauer

seit Mitte februar hat die sP-bundes-
hausfraktion einen neuen Präsidenten: 
andy tschümperlin. «links» hat ihn am 
rande der frühlingssession zu einem 
Gespräch getroffen.
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widerSPruch

Mit seinem Schwerpunkt interve-
niert das neue Widerspruch-Heft 
61 in eine brennend aktuelle Dis-
kussion. Die Macht der Finanz-
märkte, der US-Rating-Agenturen 
und der Banken setzt in den hoch-
verschuldeten Euroländern seit 
Herbst 2011 zunehmend Politik 
und Demokratie ausser Kraft. Die 
zur Lösung der Staatsschuldenkri-
se diktierten drakonischen Spar-
massnahmen treffen, so etwa in 
Griechenland, nicht die Milliardä-
re und Millionäre, die ihr Privat-
vermögen unversteuert auch auf 
Schweizer Banken bringen und 
dort «arbeiten» lassen. Betroffen 

sind wieder mal die Lohnarbei-
tenden und die Prekarisierten, 
derweil die Arbeitslosigkeit rapide 
steigt und der Sozialstaat in der EU 
weiter abgebaut wird. Dadurch, so 
der Soziologe Ueli Mäder, vertieft 
sich der Graben zwischen Reich 
und Arm; Proteste und soziale Un-
ruhen sind die Folgen. 

Wie sich die suksessive Ent-
machtung des Europäischen Par-
lamentes vollzogen und sich in der 
EU der  Führungsanspruch des 
Exportweltmeisters Deutschland 
durchgesetzt hat, rekonstruiert  
der Europaexperte Klaus Drä-
ger. Das Zustandekommen des 
anhaltenden Drucks der Troika 
(EU-Kommission, IWF, EZB) auf 
Griechenland und seine ökonomi-
schen, rechtspolitischen und sozi-
alen Auswirkungen untersuchen 
Gregor Kritidis und Giorgos Kassi-
matis. Verständlicher wird dabei 
unter anderem die Deutschland-
feindlichkeit in der griechischen 
Bevölkerung angesichts Merkels 
und Schäubles Eurorettungspo-
litik, die vor allem im Dienste der 
Gläubigerinteressen steht. 

Während alle auf die Staats-
schulden starren, werden nach 
Werner Vontobel die gestärkte 
Marktmacht der Unternehmen 
und die Rolle ihrer Gewinne 
unter schätzt. Ebenso erhellend 

in diesem Zusammenhang sind 
Peter Nigglis Ausführungen über 
die EU-Rohstoffpolitik und ihre 
geostrategische Stossrichtung. 
Die Gewerkschaften wiederum, 
so Vasco Pedrina, lavieren in der 
Euro-Krise  zwischen nationalem  
Rückzug und europäischer 
Gegen offensive; vermehrt haben 
sie, davon berichten Natalie Im-
boden und Roland Erne, gegen 
Sozial dumping anzukämpfen. 
Gegen die Macht des Finanzka-
pitals aber, so kommen Roland 
Herzog und Hans Schäppi in ihrer 
Krisen analyse zum Schluss, tau-
gen einzig zukunftsweisende Stra-
tegien eines globalen Transfor-
mationprozesses. Und Hans-Jürg 
Fehrs Plädoyer für einen baldigen 
EU-Beitritt der Schweiz knüpft an 
die vom Bundesrat neu eröffnete 
europapolitische Debatte an und 
bezieht dezidiert Stellung gegen 
die aggressive EU-Feindschaft von 
rechts.  

Ein zusätzlicher  Diskussions- 
und Rezensionsteil schliesst das 
umfangreiche Heft ab. (Pt.)

Widerspruch 61
Diktatur der Finanzmärkte,
EU-Krise und Widerstand
216 S., 25 Franken
www.widerspruch.ch

Diktatur der finanzmärkte, 
eu-krise und Widerstand 

www.oikocredit.ch
044 240 00 62
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bei Oikocredit an.
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Dreifach-Griechen
Wer den Schaden hat, braucht 
für den Spott bekanntlich nicht 
zu sorgen. Niemand weiss das 
besser als die Griechen. Typisch 
griechisch sind nicht länger Gy-
ros, Ouzo und Sirtaki, sondern 
Staatsbankrott, Faulheit und Ver-
sagen. Die Wiege Europas als 
Hängematte Europas. Ein Ball, 
den um originelle Titelzeilen be-
mühte JournalistInnen gerne auf-
nehmen: «Bern ist das Griechen-
land der Schweiz», titelte das Qua-
litätsblatt «20 Minuten» bereits in 
der Vorweihnachtszeit und stellte 
damit den Finanzausgleichs-Net-
tobezüger an den Pranger. «Feh-
lendes Flair fürs Geschäften und 
Gewinn» diagnostiziert Dr. Beat 
Kappeler, wie immer um kein ker-
niges Zitat verlegen. 

Neues Jahr, alte Pointe: «Die 
Griechen der Schweiz» trompetet 
nun auch Köppels «Weltwoche». 
Lieber gut kopiert als schlecht 
erfunden. Gemeint sind diesmal 
«les Welsches». «Tuschur rigol, 
schamè travaï!» – nach diesem 
Motto lässt man ennet dem Rös-
tigraben die Seele baumeln und 
suhlt sich in lebensbejahender 
Unproduktivität. Doch damit nicht 
genug: Leser Michael G. weiss 
in einem schaurig geistreichen 
Online-Kommentar zur Initiative «6 
Wochen Ferien für alle» zu schrei-
ben: «Linke arbeiten im Normalfall 
für Gewerkschaften, auf Ämtern 
oder bei öffentlich-rechtlichen Me-
dien – sie sind unsere Griechen.» 

Ja, was denn nun? Da kommt 
ja keiner mehr mit! Der Wander-
preis für Müssiggang und ökono-
misches Unvermögen macht so 
schnell die Runde, dass einem 
schwindlig werden könnte. Wer ei-
nen kühlen Kopf bewahrt und die 
Schnittmenge bestimmt, erkennt: 
Die Dreifach-Griechen unter den 
Schweizern sind – genau! – un-
sere Genossinnen und Genossen 
aus dem Berner Jura. Wer zwi-
schen Biel und Moutier zuhause 
ist, hat ein wahrhaft schönes Le-
ben. Darauf trinken wir – einen 
Ouzo oder ein Glas Weisswein. 
Santé, chers et chères camara-
des! Cüpli-Sozi
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bleiberecht für alle 
statt für wenige! 
Zur besetzung des 
Generalsekretariats 
der sP schweiz

Möchtest du dich weiterbilden 
und gewerkschaftliche Positionen 
und Forderungen kennen lernen? 
In  folgenden Seminaren sind noch 
 einige Plätze frei.

D2.1.1206
Staatsverschuldung – 
(k)ein Problem?
18.4 in Zürich 
Ökonomische Analyse von Staats-
haushalten. ReferentInnen: Daniel 
Lampart (SGB), Barbara Zahrli (Mo-
vendo)

D2.5.1213
Über 50, stellenlos – und jetzt?
23./24.4 in Nottwil 
Chancen älterer Arbeitnehmender 
auf dem Arbeitsmarkt, Energie- und 
Geldressourcen, das soziale Netz
Referentinnen: Doris Bianchi (SGB), 
Sylvia Frey (Erwachsenenbildnerin)

D2.4.1219
Mut zur Zivilcourage – eingreifen  
statt wegschauen!
7.5. in Ostermundigen/Bern
Zivilcourage, Menschenrechte, Vor-
urteile, Diskriminierung, Rassismus, 
Gewalt. Referent: Giorgio Andreoli 
(Projektleiter gggfon)

D2.3.1201
Sozialversicherungssystem 
verständlich gemacht
7.5. in Zürich
Überblick über das System der sozi-
alen Sicherung, Drei-Säulen-Prinzip, 
Zusammenspiel der einzelnen Sozial-
versicherungszweige, gewerkschaftli-
che Positionen. Referentin: Christine 
Goll (ehem. Nationalrätin)

D2.1.1207
Finanzkapitalismus und Krise
10.5. in Olten
Ursachen und Folgen der Krise, Rolle 
der Banken und der Börse, Regulie-
rungsmöglichkeiten, gewerkschaftli-
che Forderungen. Referenten: Hans 
Baumann (Ökonom und Publizist), 
Oliver Fahrni (Thinktank Cargo3)

Das gesamte Kursprogramm findest 
du unter www.movendo.ch oder in 
 unseren Broschüren, die wir dir ger-
ne zustellen (info@movendo.ch oder 
Telefon 031 370 00 70).

Das Bildungsinstitut der Gewerkschaften
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Carte blanChe

   14. April 
Tagung SP MigrantInnen
in Bern (s. Seite 5)

22. Juni
Koordinationskonferenz

23. Juni
Delegiertenversammlung
der SP Schweiz

7. September
Koordinationskonferenz 
der SP Schweiz

8./9. September
Ordentlicher Parteitag 
der SP Schweiz

www.spschweiz.ch

sP frauen sChWeiZ 

5. mai, 1. dezember,
jeweils 10–16 uhr 
frauenkoordination 

18. August, 10–16 uhr
frauenkonferenz 
ort noch offen

www.sp-frauen.ch

Die Bleiberecht-Kollektive reichten am 13. März bei Bundesrätin 
Sommaruga eine Liste mit Namen von 173 Sans-Papiers ein, die 
eine kollektive Regularisierung fordern. Um dieser Forderung 
Nachdruck zu verleihen, haben wir anschliessend das Sekretariat 
der SP Schweiz besetzt. Weshalb trifft unser Akt des zivilen Unge-
horsams gerade die SP Schweiz?

Es gibt einen direkten Bezug zwischen unserem Kampf für eine 
kollektive Regularisierung aller Sans-Papiers und der SP Schweiz. 
Denn mit Bundesrätin Sommaruga zeichnet ein SP-Parteimit-
glied als Vorsteherin des Eidgenössischen Justiz- und Polizeide-
partements für die Migrationspolitik der Schweiz verantwortlich. 
Mit der Besetzung richten wir uns zudem an eine der letzten 
parlamentarischen Parteien, die nicht völlig von der fremden-
feindlichen SVP-Migrationspolitik vereinnahmt sind. Anfang 
dieses Jahres hat der SP-Parteipräsident Levrat eine parteiinterne 
Debatte rund um die zukünftigen migrationspolitischen Aus-
richtungen der SP Schweiz angerissen. Durch unsere Besetzung 
möchten wir unsere Hauptforderungen nach kollektiver Regula-
risierung, Abschaffung des Nothilferegimes, Ausschaffungsstopp 
und einem Recht auf Arbeit, Familie, Bildung und Gesundheit für 
alle auch in der SP aktiv zur Diskussion stellen.

Seit der Einführung des Schengenraums und den Verschärfungen 
im Asyl- und Ausländergesetz hat Europa die Grenzen weiter 
dicht gemacht. Trotzdem leben in der Schweiz schätzungsweise 
300 000 Menschen ohne geregelten Aufenthalt. Wer nicht direkt 
untergetaucht ist, hat nur über das Asylverfahren die Möglichkeit 
zu einem Aufenthalt in der Schweiz. Viele Asylsuchende entspre-
chen jedoch der engen Definition des «echten Flüchtlings» nicht. 
Ihre Asylgesuche werden abgewiesen und sie unterstehen somit 
dem Nothilferegime. In Massenlagern eingepfercht, ohne Geld 
und ohne Recht auf Arbeit, bedeutet dies ein Leben in der stän-
digen Angst verhaftet und ausgeschafft zu werden – dies meist 
während mehrerer Jahre. Tauchen die Menschen unter, sind sie 
gezwungen, sich prekären Arbeitsbedingungen auszusetzen und 
sich ausbeuten zu lassen.

Die kollektive Regularisierung von Sans-Papiers sollte ein Kern-
anliegen des Programms der SP sein. Sie kann zudem als flan-
kierende Massnahme gewertet werden, um Lohndumping und 
Billiglohnkonkurrenz auf dem Arbeitsmarkt zu verhindern. Wir 
erhoffen uns durch unsere Besetzung eine parteiinterne Diskus-
sion und daraus resultierend eine Migrationspolitik zu erreichen, 
die sich nicht an politischen Mehrheiten orientiert, sondern 
sich für «alle, die nichts haben» einsetzt! Für unseren Kampf um 
Papiere, Würde und Anerkennung braucht es konkrete Unterstüt-
zung seitens der SP Schweiz. Wir wollen eine selbstbewusst agie-
rende SP anstelle einer lethargisch reagierenden SP – nicht länger 
soll das Feld den bürgerlichen Parteien überlassen werden!

Elango Kanakasundaram (28), Soziologe und Mitglied des Bleiberecht-Kollektivs Bern



Unterstützt durch

DER KLIMAWANDEL VERSCHÄRFT 

DIE WASSERKRISE.

Helfen Sie uns, Menschen in Dürreregionen mit ausreichend Wasser 
 zu versorgen. Damit sie auch in der Not genug zu trinken haben und ihre 
Felder bewässern können. www.helvetas.ch

 Jetzt per SMS 30 Franken spenden: 
 Wasser 30 an 488. 

S
P

IN
A

S
 C

IV
IL

 V
O

IC
E

S


